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Liebe Leserin, 
lieber Leser, 
 
als ich die ersten Texte für diese Aus-
gabe sichtete, bekam ich einen Anruf 
aus dem Herzen Schleswig-Holsteins. 
Die Anruferin vergewisserte sich noch 
mal kurz, ob sie denn wirklich im 
schleswig-holsteinischen Integrations-
ministerium „gelandet“ sei und legte 
los: Sie habe seit gestern neue Nach-
barn -  aus der Türkei. „Kopftuch, 
kaum Deutsch und drei ganz niedliche 
Kinder.“ Nun wolle sie aus dem Minis-
terium wissen, was sie tun könne, da-
mit sich die neuen Nachbarn in 
Deutschland auch wirklich wohl fühlen 
können. Mir verschlug es kurz die 
Sprache. „Es muss doch jemanden bei 
ihnen im Ministerium geben, der für 
solche Fragen zuständig ist“, fuhr sie 
fort… und so unterhielten wir uns über 
Traditionen, Vorurteile und Erwar-
tungshaltungen auf beiden Seiten.  
 
Zum Schluss erzählte ich ihr noch eine 
Geschichte, die der ehemalige Integra-
tionsbeauftragte von Nordrhein-
Westfalen, Dr. Klaus Lefringhausen, 
sehr gerne auf Veranstaltungen zu 
diesem Thema erzählt hat: „Eine türki-
sche Familie zog in eine neue Woh-
nung ein, in direkter Nachbarschaft zu 
einer deutschen Familie. Die türkische 
Familie backte einen Kuchen und war-
tete darauf, dass die Nachbarn sie be-
suchen und sie willkommen heißen. So 
kannten sie es aus ihrer eigenen Tradi-
tion. Die deutsche Familie backte 
ebenfalls einen Kuchen, denn es ist bei 
ihnen üblich, dass die neuen Nachbarn 
vorbeikommen und sich vorstellen. 
Beide Familien blieben mit ihrem Ku-
chen allein.“ 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Es sind die kleinen Missverständnisse 
und das Unbekannte, die zu Verwir-
rungen und Vorurteilen führen. Und ich 
dankte der Anruferin, dass sie bereit 
ist, das Unbekannte zum Bekannten zu 
machen.  
 
In diesem Sinne wünsche ich Ihnen 
viel Spaß mit der Lektüre der zweiten 
Ausgabe unseres elektronischen News-
letters »Migration und Integration« in 
diesem Jahr. 
 
 
 
Ingo Röske-Wagner 
verantwortlicher Redakteur 
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Verbesserung der Lebensperspektiven für junge Migranten: 
Land fördert Ausbildungsprojekt mit rund 213.000 Euro 
 
KIEL. Um jungen Migrantinnen und Migranten Anlaufstellen für ihre Fragen rund um die 
berufliche Ausbildung zu bieten, fördert das Wirtschaftsministerium mit dem Projekt 
„Ausbildung und Integration für Migranten – AIM“ zwei Beratungsstellen in Lübeck und 
Elmshorn mit rund 213.000 Euro. Einen entsprechenden Förderbescheid übergab heute 
(4. Februar) Wirtschafts-Staatssekretärin Dr. Tamara Zieschang an den Vorsitzenden der 
Türkischen Gemeinde in Schleswig-Holstein, Dr. Cebel Kücükkaraca. „Durch die einge-
hende Beratung werden jungen Migrantinnen und Migranten berufliche Perspektiven auf-
gezeigt und Betriebe erhalten mehr und bessere Ausbildungsplatzbewerber“, sagte 
Zieschang. So müsse oft erst das Bewusstsein für den hohen Stellenwert der beruflichen 
Ausbildung als Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt geweckt werden. „Die Information 
darüber muss über die Schulen hinaus in die Familien hinein getragen werden“, sagte die 
Staatssekretärin. Aus diesem Grund bilde die Sozial- und Familienarbeit einen wichtigen 
Schwerpunkt in dem Projekt. „Die stetig steigende Zahl der beratenden Jugendlichen 
zeigt, dass wir durch unsere konsequente und kontinuierliche Förderung die Menschen 
erreichen und Vertrauen aufbauen konnten“, so Zieschang. Das Projekt AIM sei ein gutes 
Beispiel für die Nachhaltigkeit der Integrationsbemühungen des Landes. Von den in 
Schleswig-Holstein lebenden jungen Menschen unter 18 Jahren haben mittlerweile fast 
30 Prozent einen Migrationshintergrund. 
 
„Angesichts des wachsenden Bedarfs an jungen Fachkräften bietet das Projekt AIM auch 
ausbildenden Betrieben Hilfestellung in Ausbildungsfragen und Unterstützung bei der Be-
setzung von Lehrstellen“, betonte der Beauftrage für Integrationsfragen Peter Lehnert. 
Auch hier sei die Inanspruchnahme, insbesondere von Unternehmern mit Migrationshin-
tergrund, stetig gestiegen. 
 
Gastgeber der Bescheidübergabe war die Firma Altun Gastronomiebedarf GmbH und Co. 
KG in Kiel-Wellsee. Geschäftsführer Herr Ali Altun bildet im dritten Lehrjahr eine junge 
Frau zur Bürokauffrau aus. Er selbst wurde in der Türkei geboren, hat jedoch in Deutsch-
land studiert und im Jahr 2008 sein Unternehmen in Kiel gegründet. Das Beratungsange-
bot von Menschen, die den gleichen kulturellen Hintergrund haben, bewertet Herr Altun 
als sehr hilfreich. 
 

(v.l.n.r.):  
Staatssekretärin Dr. Tamara Zieschang,  
Landesvorsitzender der TGS-H Dr. Cebel 
Kücükkaraca, Auszubildende Filiz Celebi, 
Integrationsbeauftrager des Landes Schleswig-
Holstein Peter Lehnert, Betriebsinhaber Ali Altun 
 
 

 
 

Pressemitteilung  
vom 04. Februar 2011  

Ministerium für Wissenschaft,  
Wirtschaft und Verkehr  

des Landes Schleswig-Holstein 
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Ministerin Malu Dreyer: Integration liegt im Interesse aller 

6. Integrationsministerkonferenz  
 

Für eine Versachlichung des Themas Integration sprach sich heute in Mainz die Integrati-
onsministerkonferenz aus. Es gehe darum, die Potentiale von Migrantinnen und Migran-
ten in den Vordergrund zu stellen, ohne zweifellos vorhandene Probleme kleinzureden, 
sagte die rheinland-pfälzische Integrationsministerin Malu Dreyer nach der Konferenz. 
Auf ihrer 6. Konferenz am 16. und 17. Februar 2011 in Mainz beschlossen die für Integ-
ration zuständigen Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der Länder 
(IntMK) eine Reihe von Leitlinien und Postulaten zur Integrationspolitik. Gastgeberin der 
zweitägigen Konferenz war die Vorsitzende, die rheinland-pfälzische Integrationsministe-
rin Malu Dreyer.  

Leitantrag „Integration – im Interesse aller! Chancen erkennen – Kompetenzen nutzen – 
Teilhabe fördern“ 

Im Mittelpunkt der Beratungen stand der vom Vorsitzland Rheinland-Pfalz eingebrachte 
Leitantrag „Integration – im Interesse aller! Chancen erkennen – Kompetenzen nutzen – 
Teilhabe fördern“, der einstimmig angenommen wurde. Er zeige ein gemeinsames 
Grundverständnis der Länder beim Thema Integration, so die Ministerin. „Integration 
wird in Deutschland tagtäglich tausendfach erfolgreich gelebt“, sagte Dreyer. Grundlage 
dafür sei eine wertschätzende Kultur der gegenseitigen Anerkennung, Toleranz und 
Rücksichtnahme. Integration sei ein wechselseitiger Prozess, der nicht allein von Zuge-
wanderten, sondern auch von der Aufnahmegesellschaft Anstrengungen erfordere. 
Gleichzeitig hätten Aufnahmegesellschaft und Zugewanderte gleichermaßen ein gemein-
sames Interesse, dass Integration gelinge. Die aufnehmende Gesellschaft profitiere da-
von, dass Migrantinnen und Migranten zur Vielfalt einer demokratischen Gesellschaft und 
zur Leistungsfähigkeit der Wirtschaft beitragen, so Dreyer.  

Anerkennung von im Ausland erworbenen Qualifikationen 
 
Die Länder nahmen den Bericht der Integrationsbeauftragten der Bundesregierung zum 
Gesetz zur Verbesserung der Anerkennung im Ausland erworbener Qualifikationen zur 
Kenntnis. Sie sind sich im Ziel einig, dass die Anerkennung schnellstmöglich geregelt 
werden muss. Die Länder haben bereits ihrerseits Initiativen und Maßnahmen ergriffen, 
um die Anerkennung zu erleichtern und Kompetenzen festzustellen. Regelungsbedarf gibt 
es in Anerkennungsfragen sowohl auf der Bundes- als auch auf der Länderseite. Die Län-
der werden auch weiter ihren Teil zu einer besseren und schnelleren Anerkennung bei-
tragen. Sie erwarten, dass der Bund sowohl bei der Formulierung des Gesetzes als auch 
bei der Schaffung entsprechender Beratungs- und Unterstützungsstrukturen frühzeitig 
und eng mit den Ländern zusammenarbeitet, so die Ministerin. Die IntMK bittet die Vor-
sitzende, mit dem Vorsitzenden der Kultusministerkonferenz (KMK) in Kontakt zu treten, 
um das weitere Verfahren und die Beteiligung der IntMK an den Beratungen der KMK zu 
besprechen, insbesondere zu den Aspekten Nachqualifikation und Beratung.  
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Rahmenbedingungen für Integrationskurse 
 
Die Integrationsministerkonferenz unterstrich, dass die Integrationskurse für den Integ-
rationsprozess von essentieller Bedeutung seien. „Die Länder stellen sich ihrer Verant-
wortung und wollen - wie im Nationalen Integrationsplan zugesagt - im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten und Möglichkeiten zur Steigerung des Erfolgs der Integrationskurse bei-
tragen – wie nicht zuletzt der vorgelegte Zwischenbericht der länderoffenen Arbeitsgrup-
pe zeigt“, so Malu Dreyer. Nach Angaben der Ministerin haben bis Ende 2010 rund 
700.000 Menschen mit Migrationshintergrund bundesweit an einem Integrationskurs teil-
genommen. „Die Hälfte davon hat den Kurs in Eigeninitiative besucht. Das zeigt die hohe 
Bereitschaft zur Integration“, sagte die Ministerin. Die Ministerinnen und Minister der 
Länder begrüßen die Ankündigung der Bundeskanzlerin, die nachholende Integration zu 
forcieren und bis spätestens 2017 allen Interessierten die Möglichkeit zu einem Integrati-
onskursbesuch zu geben. Ein erster Schritt sei der Wegfall der Wartezeiten im Jahr 2011. 
Gleichzeitig fordern sie den Bund auf, die entsprechenden Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, damit auch alle berechtigten Zugewanderten tatsächlich einen Integrationskurs be-
suchen können. Die Konferenz fordert den Bund auf, weitere im vergangenen Jahr einge-
führte Einschränkungen beispielsweise in Bezug auf die Erhöhung der Teilnehmerzahlen 
bei Alphabetisierungskursen, Kinderbetreuung und Teilzeitkursen zurückzunehmen. Da-
rüber hinaus fordern die Integrationsministerinnen und -minister den Bund auf, Maß-
nahmen zu ergreifen, damit die Lehrkräfte in Integrationskursen für ihre wichtige Arbeit 
angemessen entlohnt werden. Die Konferenzteilnehmerinnen und -teilnehmer unterstüt-
zen die Forderung der Bundesbeauftragen, den Kreis der zum Kursbesuch Berechtigten 
zu erweitern und auch Zugewanderte mit humanitären Aufenthaltserlaubnissen einzube-
ziehen.  

Integrationsmonitoring der Länder  
 
Fortschritte bei der Integration in Bildung und Ausbildung, im Arbeitsmarkt und im Sozi-
albereich zu beobachten und zu registrieren, ist Aufgabe des gemeinsamen länderüber-
greifenden Integrationsmonitorings. Dazu haben die Länder einen umfassenden Bericht 
zum Integrationsmonitoring erarbeitet. Erstmals liegen Informationen zum Stand der 
Integration in allen 16 Bundesländern vor. "Wer an Sachinformationen interessiert ist, 
der hat nun eine gute Datengrundlage für weitergehende Analysen zur Hand", sagte die 
Ministerin. Den Bericht haben Nordrhein-Westfalen und Berlin federführend für die Bun-
desländer erarbeitet. Der Bericht informiert über Bildung, Arbeit, Wohnen und weitere für 
die Integration zentrale Bereiche und wird nun veröffentlicht. Das Monitoring wird im 
Zweijahresrhythmus fortgeschrieben.  

Kommunales Wahlrecht  
 
Ministerin Dreyer bedauerte es, dass sich die Integrationsministerkonferenz nicht darauf 
einigen konnte, im Grundgesetz den Ländern die Möglichkeit einzuräumen, langjährig 
legal in Deutschland lebenden Nicht-EU-Angehörigen das Recht zur Beteiligung an Wah-
len und Abstimmungen in ihrer Kommune einzuräumen.  
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In Deutschland leben mehr als 4,3 Millionen Ausländerinnen und Ausländer, die nicht das 
Recht haben, in ihren Kommunen zu wählen oder gewählt zu werden. „Gerade in großen 
Städten ist ein erheblicher Teil der Eingewanderten von der politischen Partizipation in 
ihrer Kommune ausgeschlossen. Wird ihnen ein Wahlrecht eingeräumt, erhalten ihre In-
teressen, ihre Probleme und ihre Bereitschaft zum Engagement stärkeres politisches Ge-
wicht; sie werden als potentielle Wähler, Kandidaten und Parteimitglieder wahrgenom-
men“, so Malu Dreyer.  

Aufhebung der Optionspflicht für in Deutschland geborene Kinder ausländischer Eltern  
Auch auf die Aufhebung der Optionspflicht im Staatsangehörigkeitsgesetz konnte sich die 
Konferenz nicht einigen. Die Pflicht der Kinder ausländischer Eltern, die mit der Geburt 
die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten haben und mit Erreichen der Volljährigkeit für 
die deutsche Staatsangehörigkeit optieren müssen, ist aus integrationspolitischer Sicht 
nach Meinung von Ministerin Dreyer absolut verfehlt. Sie sollten ebenso wie Kinder und 
Jugendliche binationaler Ehen ohne Bedingungen Deutsche bleiben. „Die Regelung zum 
Optionsverfahren ist sehr kompliziert und für die Betroffenen kaum verständlich“, sagte 
Ministerin Dreyer. Sie sei zum Teil auch unsinnig, denn optieren müssten beispielsweise 
auch Menschen, denen das Gesetz die Beibehaltung einer weiteren neben der deutschen 
Staatsangehörigkeit ausdrücklich erlaube. Das Verfahren sei zudem mit hohem Aufwand 
für Betroffene und Verwaltungen verbunden. Zahlreiche junge Menschen müssten sich 
um die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit von Ländern bemühen, die hohe Anforde-
rungen an die Ausbürgerung knüpfen. Viele empfänden die Pflicht zur Option als 
Infragestellung ihrer Zugehörigkeit zur deutschen Gesellschaft, sie wollten keine Deut-
sche mit Vorbehalt sein. Ziel müsse es sein, den in Deutschland geborenen Kindern aus-
ländischer Eltern mit deutscher Staatsangehörigkeit das klare Signal zu geben, dass sie 
auf Dauer gleichberechtigte Mitglieder unserer Gesellschaft und als deutsche Staatsbür-
gerinnen und-bürger willkommen sind.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pressemitteilung  
vom 17. Februar 2011 

MINISTERIUM FÜR ARBEIT,  
SOZIALES, GESUNDHEIT, 

FAMILIE UND FRAUEN RHEINLAND-PFALZ 
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Integrationsminister Schmalfuß: Vielfalt als Chance begreifen 

MAINZ/KIEL. Schleswig-Holstein hat heute (17. Februar) den Leitantrag der Integrati-
onsministerkonferenz in Mainz unterstützt. Unter dem Titel „Integration – Im Interesse 
aller! Chancen erkennen – Kompetenzen nutzen – Teilhabe fördern“ wollen die für Integ-
ration zuständigen Ministerinnen und Minister/Senatorinnen und Senatoren der Länder 
die derzeitige Debatte zu Integrations- und Zuwanderungsfragen vor allem auf die Chan-
cen lenken, die Integration für unsere Gesellschaft bereithält.  
 
„Zuwanderung bringt uns ein großes Potential an Talenten und Fähigkeiten sowie eine 
kulturelle Bereicherung“, erklärte dazu Schleswig-Holsteins Integrationsminister Emil 
Schmalfuß. „Die bisherigen Diskussionen gingen oft in eine falsche Richtung. Wenn die 
öffentliche Auseinandersetzung mit Problemen bei der Integration dazu führt, dass sich 
diese Menschen fragen, ob Deutschland sie überhaupt haben will, läuft etwas schief.“ 
Versäumnisse bei der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund gebe es auf 
beiden Seiten: In der Aufnahmegesellschaft und bei den Zugewanderten. Beide Seiten 
seien hier gefordert. „Beim Gros der Zugewanderten ist die Integration gelungen“, beton-
te Schmalfuß.  
 
Themen der Konferenz sind unter anderem Sprachkurse, Arbeitsmarktintegration und 
Anerkennung ausländischer Qualifikationen, aber auch die Messung von Fortschritten, 
das sogenannte Integrations-Monitoring. „Wenn Bund und Länder Voraussetzungen für 
eine neu ausgerichtete Integrationspolitik in Deutschland schaffen, muss das in den Un-
ternehmen, Schulen und Familien auch mit Leben erfüllt werden“, sagte der Minister. 
Sonst bliebe jeder Ansatz einer Verbesserung eine Idee. „Was nützt dem nach Deutsch-
land Zugewanderten ein schnelles Anerkennungsverfahren schulischer und beruflicher 
Qualifikationen, wenn seine Bewerbungsmappe nach dem ersten Blick auf seinen Vorna-
men in den Papierkorb wandert?“  
 
Eine Studie der Universität Konstanz aus dem vorigen Jahr belegt, dass deutsche Bewer-
berinnen und Bewerber eine um 14 Prozent höhere Chance auf eine positive Rückmel-
dung haben als Bewerber mit türkisch klingenden Namen - trotz gleicher Qualifikation. 
Bei mittelständischen Unternehmen lag die Quote nochmal zehn Prozent höher. Für 
Schmalfuß ein Grund mehr, eine neue Willkommenskultur in Deutschland zu fordern. „Die 
Stärke unserer Gesellschaft liegt in ihrer Vielfalt. Es ist an der Zeit, diese Vielfalt nicht als 
Problem, sondern vielmehr als Chance zu begreifen.“  
 
Das Land Schleswig-Holstein wird daher auch seinen eigenen „Aktionsplan Integration“ 
unter dieses Motto stellen. Ein wesentliches Schwerpunktfeld wird dabei eine neue Will-
kommenskultur sein, zu der das Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Integration ein 
Dialogforum eingerichtet hat. 
 

Pressemitteilung  
vom 17. Februar 2011 
Ministerium für Justiz,  

Gleichstellung und Integration  
des Landes Schleswig-Holstein 
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Staatsministerin Maria Böhmer hat bei der Integrationsministerkonferenz 
zentrale Projekte vorgestellt. 
 
"Vor sechs Jahren hat Deutschland umgesteuert und Integration einen neuen Stellenwert 
gegeben. Jetzt gilt es, die Schubkraft zu erhöhen und Tempo und Intensität unserer In-
tegrationspolitik zu verstärken. Mit dem Nationalen Aktionsplan, der Einführung von In-
tegrationsvereinbarungen und dem Gesetz zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
machen wir Integration verbindlicher! Für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft ist es 
unverzichtbar, alle Kräfte für ein gutes Miteinander zu bündeln." Das erklärte Staatsmi-
nisterin Maria Böhmer zum Abschluss der zweitägigen Konferenz der Integrationsministe-
rinnen und -minister in Mainz."Die Potenziale von Migranten zu nutzen hat für uns obers-
te Priorität. Gerade angesichts des Fachkräftemangels kann es sich unser Land nicht leis-
ten, auf die Kenntnisse und Fähigkeiten von qualifizierten Zuwanderern zu verzichten. 
Die Bundesregierung handelt: Das Gesetzesvorhaben zur Anerkennung ausländischer 
Abschlüsse ist auf der Zielgeraden. Damit setzen wir einen Meilenstein bei der Integrati-
on! Jetzt kommt es darauf an, dass die Länder ihrerseits schnellst möglichst die Voraus-
setzungen für eine bessere Anerkennung von ausländischen Qualifikationen schaffen - 
mit eigenen gesetzlichen Regelungen. Denn die Länder sind für die Anerkennung vieler 
Berufe zuständig, beispielsweise des Lehrerberufs, von Sozialberufen und von Ingenieu-
ren. 300.000 zugewanderte Akademiker und Fachkräfte warten darauf, sich bei uns ein-
bringen zu können. Das kommt allen zu Gute", betonte Böhmer. 
 
"Kernstück unserer aktuellen Integrationspolitik ist der Nationale Aktionsplan. Um Integ-
ration wirksamer gestalten zu können, brauchen wir klare Ziele, die überprüfbar und 
messbar sind. Inhaltliche Schwerpunkte bleiben die Großbaustellen Sprache, Bildung und 
Ausbildung sowie Arbeitsmarkt. Entscheidend für das Gelingen von Integration ist, die 
Weichen von Anfang an richtig zu stellen. Allen Kindern muss die frühe Sprachförderung 
in den Kindergärten zu Gute kommen. Migranteneltern nutzen noch zu selten diese Mög-
lichkeit für ihre Kinder. 2008 besuchten 93 Prozent der deutschen 3-6-Jährigen einen 
Kindergarten, von den Kindern gleichen Alters mit Migrationshintergrund waren es nur 84 
Prozent. Deshalb plädiere ich für ein verpflichtendes, beitragsfreies Kindergartenjahr", 
betonte Böhmer. Neues Themenfeld des Nationalen Aktionsplans sind Migranten im öf-
fentlichen Dienst. "Wir brauchen mehr Menschen aus Zuwandererfamilien bei Polizei und 
Feuerwehr, in den Kommunalverwaltungen, als Lehrkräfte und Erzieherinnen. Mit ihren 
Sprachkenntnissen und oft eigenen kulturellen Erfahrungen sind sie wertvolle Brücken-
bauer. Einige Bundesländer setzen bereits auf konkrete Zielmarken. Das halte ich für 
vorbildlich. Sie sind damit Vorreiter für den gesamten öffentlichen Dienst, für den Bund, 
für die Länder sowie für die Kommunen", so Böhmer. "Ein Schritt zu mehr Verbindlichkeit 
ist die Einführung von individuellen Integrationsvereinbarungen. Im April startet die ein-
einhalbjährige Erprobung in ausgewählten Kommunen und Landkreisen. In den Vereinba-
rungen wird festgehalten, mit welchen Voraussetzungen Ausländer nach Deutschland 
kommen. Und welche Hilfe sie beispielsweise bei Spracherwerb, Ausbildung oder Kinder-
betreuung benötigen. Umgekehrt werden die Zuwanderer unterstützt, indem ihnen An-
gebote zum Spracherwerb vermittelt werden oder Unterstützung bei der Anerkennung 
ihrer Abschlüsse gegeben wird", erklärte die Staatsministerin. 
 

Pressemitteilung  
vom 17. Februar 2011  

Presse- und Informationsamt  
der Bundesregierung 
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Staatsministerin Böhmer: "Das Bohren dicker Bretter hat sich  
gelohnt: Die verbesserte Anerkennung ausländischer Abschlüsse ist ein 
Gewinn für die Migranten und für unser Land" 
 
"Der heutige Kabinettsbeschluss zum so genannten Anerkennungsgesetz ist ein Meilen-
stein für die Integration! Das Kabinett hat damit das zentrale Gesetzesvorhaben aus in-
tegrationspolitischer Sicht auf den Weg gebracht. Die Botschaft an die zugewanderten 
Akademiker und Fachkräfte lautet: Ihr seid in Deutschland willkommen. 
 
Durch das Anerkennungsgesetz können sie sich verstärkt mit ihren Kenntnissen und Fä-
higkeiten einbringen. Zugleich erhalten sie die Wertschätzung, die sie verdienen. Das ist 
Anerkennung im doppelten Sinne", betonte Staatsministerin Maria Böhmer anlässlich der 
Verabschiedung des Gesetzentwurfs zur verbesserten Anerkennung ausländischer Ab-
schlüsse durch das Bundeskabinett. Böhmer begrüßte die Ankündigung von Bildungsmi-
nisterin Schavan, eine zentrale Auskunftsstelle für Migranten einzurichten, die Interesse 
an einem Anerkennungsverfahren haben. "Eine solche Navigationshilfe für qualifizierte 
Zuwanderer steht für eine neue Willkommenskultur in unserem Land", so Böhmer. "Das 
Bohren dicker Bretter hat sich gelohnt: Grundlage für den heute verabschiedeten Gesetz-
entwurf sind Eckpunkte, die ich bereits im Sommer 2009 mit auf den Weg gebracht habe. 
Der lange Atem hat sich ausgezahlt: Das Anerkennungsgesetz ist für alle ein Gewinn! Die 
qualifizierten Migranten, deren Abschluss bisher nicht anerkannt wurde, profitieren un-
mittelbar. Und unser Land kann endlich die Potenziale der Zuwanderer nutzen- und da-
durch ein Stück weit den immer spürbarer werdenden Fachkräftemangel ausgleichen", 
erklärte die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung. 
 
"Gerade im Gesundheits- und Pflegebereich fehlen zunehmend qualifizierte Fachkräfte. 
Hier eröffnet das Anerkennungsgesetz völlig neue Möglichkeiten: Erstmals wird die Ap-
probation unabhängig von der Staatsbürgerschaft vergeben. Damit können künftig auch 
so genannte Drittstaatler ohne deutsche Staatsbürgerschaft die Approbation erhalten. 
Das ist ein entscheidender Paradigmenwechsel und ein deutlicher Beleg dafür, dass sich 
unser Land für qualifizierte Migranten weiter öffnet." Böhmer betonte, dass im Interesse 
des Patientenschutzes die hohen beruflichen Standards in deutschen Krankenhäusern 
und Arztpraxen hochgehalten würden."Für eine verbesserte Anerkennung ausländischer 
Abschlüsse ist es mit dem heutigen Tag noch nicht getan. Jetzt kommt es auf die zügige 
Umsetzung an. Zudem sind die Länder aufgefordert, den Ball aufzunehmen und eigene 
gesetzliche Regelungen schnellstmöglich auf den Weg zu bringen. Denn sie sind für die 
Anerkennung vieler Berufe zuständig - beispielsweise des Lehrerberufs, von Sozialberu-
fen und von Ingenieuren. Für einheitliche Rahmenbedingungen in Deutschland sind ent-
sprechende Gesetze der Länder dringend notwendig. Der Anerkennungsdschungel muss 
sich endgültig lichten." "Mit dem Anerkennungsgesetz erreichen wir mehr Verbindlichkeit 
bei der Integration. Das nutzt dem Einzelnen - und stärkt entscheidend den Zusammen-
halt in unserem Land", zeigte sich Böhmer überzeugt. 
 

Pressemitteilung  
vom 23. März 2011  

Presse- und Informationsamt  
der Bundesregierung 
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Aufhebung der Residenzpflicht – Integrationsminister Schmalfuß lockert 
räumliche Beschränkung für Asylbewerber 

KIEL. Integrationsminister Emil Schmalfuß will Asylbewerberinnen und Asylbewerbern 
ermöglichen, sich in ganz Schleswig-Holstein zu bewegen. Das Landeskabinett hat heute 
(5. April) die dazu erforderliche Verordnung beschlossen. Die freie Wahl des Wohnortes 
ist mit dem unbeschränkten Aufenthalt im Bundesland nicht verbunden. Hier wird es 
auch künftig aus Gründen der gleichmäßigen Verteilung entsprechende Zuweisungen ge-
ben. 
 
Bisher dürfen sich Asylbewerberinnen und Asylbewerber nur innerhalb der Grenzen der 
Kreise oder kreisfreien Städte aufhalten, denen sie zur Unterbringung zugewiesen worden 
sind. Wollen sie diese Bereiche aus persönlichen oder anderen Gründen verlassen, brau-
chen sie eine besondere Erlaubnis der zuständigen Ausländerbehörde. 
 
Integrationsminister Emil Schmalfuß: "Mit breiter politischer und gesellschaftlicher Unter-
stützung schaffen wir eine Regelung, die einer immer mobiler werdenden Welt angemes-
sen ist. Arbeitsplatzsuche, gesellschaftliche Teilhabe und auch Alltägliches erfordern die 
Beweglichkeit von Menschen, die wir im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten aus-
schöpfen. Das Prinzip der zugewiesenen Wohnsitznahme hat als Instrument der Lasten-
verteilung aber auch künftig seine Berechtigung", so der Minister.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pressemitteilung  
vom 05. April 2011 

Ministerium für Justiz,  
Gleichstellung und Integration  
des Landes Schleswig-Holstein 
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Deutschland nimmt nordafrikanische Flüchtlinge aus Malta auf  

Die Bundesregierung bietet aus humanitären Gründen die Übernahme von 100 nordafri-
kanischen Flüchtlingen an, die sich derzeit auf der Mittelmeerinsel Malta aufhalten. Hierzu 
hat Bundesinnenminister Dr. Hans-Peter Friedrich heute Kontakt mit den Innenministern 
der Länder aufgenommen. 

Wie schon in der Vergangenheit setzen Bund und Länder damit ein deutliches Zeichen 
europäischer Solidarität. Bereits im Oktober 2010 hatte Deutschland 100 afrikanische 
Flüchtlinge aus Malta aufgenommen. 

Malta ist aufgrund seiner geografischen Lage als kleiner Mitgliedstaat der Europäischen 
Union besonders von den aktuellen Migrationsströmen aus Nordafrika über das Mittel-
meer betroffen. Mit der Übernahme von Flüchtlingen will Deutschland Malta entlasten. 
Weitere Details werden mit Malta noch näher abgestimmt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pressemitteilung  
vom 08. April 2011  

Bundesministerium des Innern 
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Zwischenstand zur Arbeit am: 
 
Vielfalt macht stark: Aktionsplan Integration Schleswig-Holstein 
 
 
Seit Beginn der Arbeit am Aktionsplan Integration sind sechs Monate vergangen. 
Themenschwerpunkte des Aktionsplans sind: 
 
1. Bildung - Frühkindliche Förderung und schulische Bildung   
2. Bildung - Ausbildung, Hochschule und Weiterbildung   
3. Übergang Schule - Beruf 
4. Arbeitsmarkt, Erwerbsleben  
5. Migranten im öffentlichen Dienst  
6. Gesundheit, Pflege  
7. Integration vor Ort  
8. Sport  
9. Bürgerschaftliches Engagement 
10. Medien  
11. Kultur und 
12. Willkommenskultur. 
 
Damit deckt der Aktionsplan in etwa die gleichen Handlungsfelder ab wie der Nationale 
Aktionsplan zur Umsetzung des Nationalen Integrationsplans (NAPI) auf Bundesebene, zu 
dem die Länder einen gemeinsamen Länderbeitrag erarbeiten. 
 
Nach der jetzt abgeschlossenen ersten Phase, in der die Handlungsvorschläge für die 
Themenschwerpunkte erarbeitet wurden, tritt die Erarbeitung des Aktionsplans 
Integration in eine zweite Phase. 
 
In der Zeit bis zum Sommer werden parallel zur Erarbeitung des geplanten 
Länderbeitrags für den Nationalen Aktionsplan die Handlungsvorschläge der Ressorts für 
den Aktionsplan des Landes und für den Länderbeitrag konkretisiert, das heißt, diese 
werden mit strategischen und operativen Zielen, Umsetzungsmaßnahmen und 
Zeitrahmen versehen.  
 
Zeitgleich werden die Grundsätze der schleswig-holsteinischen Integrationspolitik, die im 
Integrationskonzept des Landes niedergelegt sind, auf den Aktionsplan ausgerichtet. 
 
 
 
 

 
 
 
 

Ingo Röske-Wagner 
Ministerium für Justiz,  

Gleichstellung und Integration  
des Landes Schleswig-Holstein 
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Neuer Ausbildungsplatzakquisiteur für Migrantenbetriebe 
 
Betriebe ausländischer Inhaber sind ein wichtiger Faktor in der schleswig-holsteinischen 
Wirtschaft, und ihre Zahl steigt erfreulicher Weise kontinuierlich an. Dennoch vermögen 
die vielen positiven Beispiele von Unternehmerinnen und Unternehmer, die erfolgreicher 
Bestandteil der deutschen Gesellschaft und des Arbeitsmarktes sind,  häufig nicht die 
Jugendlichen zu motivieren. Noch immer treten nur halb so viele junge Menschen mit 
Migrationshintergrund eine berufliche Ausbildung an wie ihre deutschen Altersgenossin-
nen und Altersgenossen, und nur mit einer qualifizierten Ausbildung ist eine Karriere wie 
oben beschrieben möglich. Doch auch die sogenannten Migrantenbetriebe bilden prozen-
tual seltener aus als deutsche. Dies hat unterschiedliche Ursachen, wie z.B. die Betriebs-
größe, begründet sich in erster Linie jedoch in bürokratischen und sprachlichen Hürden. 
 
Um in Migrantenunternehmen gezielt für die duale Berufsausbildung zu werben, hat das 
Wirtschaftsministerium die Ausbildungsplatzakquisition für diese Zielgruppe mit Beginn 
des Jahres 2010 von einer auf vier Stellen aufgestockt. Mit gutem Erfolg. Neben den Ak-
quisiteuren der IHK’en zu Kiel und Lübeck sind zwei Akquisiteure der Türkischen Gemein-
de in Schleswig-Holstein e.V. (TGS-H) im Einsatz. Herr Mahir Ötün, langjähriger Mitarbei-
ter der TGS-H mit breit gefächerten Erfahrungen in allen Bereichen der beruflichen Bil-
dung, ist in Lübeck tätig. Sein Büro in der Holstenstraße 17 teilt er sich mit Telat 
Yurtsever, der im Rahmen des Projektes „Ausbildung und Integration für Migranten – 
AIM“ Jugendlichen in allen Fragen zur Berufsorientierung und Ausbildung zur Verfügung 
steht. In Lübeck steht für Jugendliche und Betriebe damit ein eng verzahntes, umfassen-
des Angebot rund um die duale Berufsausbildung zur Verfügung. 
 
Neu im Team ist Herr Levent Sen, der die Ausbildungsplatzakquisition in 
Migrantenbetrieben für den Kreis Pinneberg (Projektbüro: An der Mühlenau 17 in Pinne-
berg) übernommen hat. Herr Sen ist gelernter Groß- und Außenhandelskaufmann und 
war in den verschiedensten Sparten der Arbeitswelt beschäftigt. Er selbst ist Türke, wur-
de in Pinneberg geboren und hat dort Schule und Ausbildung absolviert, war jedoch auch 
schon in Spanien beruflich tätig. Aufgrund seiner breitgefächerten persönlichen Erfahrun-
gen ist Herr Sen besonders qualifiziert, auf die individuellen Bedürfnisse und Bedenken 
der Betriebe einzugehen. Auch Herr Sen nutzt das Angebot des Projektmitarbeiters von 
AIM in Elmshorn, Herrn Fuat Aktas, wenn es um die passgenaue Vermittlung von Jugend-
lichen in die neu geschaffenen Ausbildungsplätze geht. 
 
Nähere Informationen zur Ausbildungsplatzakquisition in Migrantenbetrieben und dem 
Projekt AIM im Internet unter www.tgs-h.de.  
 
Finanziert wird die Ausbildungsplatzakquisition aus Mitteln des Zukunftsprogramms Ar-
beit. Das Zukunftsprogramm Arbeit ist das Arbeitsmarktprogramm der Landesregierung 
für die Jahre 2007-13. Die Förderangebote zielen auf den Abbau der Jugendarbeitslosig-
keit, eine höhere Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und Beschäftigten und die In-
tegration benachteiligter Personen in den Arbeitsmarkt. 216 Millionen Euro stehen an 
Fördermitteln zur Verfügung, 100 Millionen Euro davon kommen aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF). 

 
v.l.n.r. Levent Sen, Fuat Aktas, Telat Yurtsever, Staats-
sekretärin Dr. Tamara Zieschang Dr. Cebel 
Kücükkaraca, Mahir Ötün. 
 
 
 

Text: Bianka Schlahn 
Ministerium für Wissenschaft,  

Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Schleswig-Holstein 
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Neue Perspektiven für Jugendliche  
Land fördert zusätzliche Ausbildungsplätze 
 
Zur Verbesserung der Chancen für am Ausbildungsmarkt benachteiligte Jugendliche 
fördert das Wirtschaftsministerium die Bereitstellung eines zusätzlichen 
Ausbildungsplatzes mit bis zu 2.880,- Euro. Die gute Situation auf dem Ausbildungsmarkt 
darf nicht darüber hinweg täuschen, dass viele Jugendliche noch intensiv nach einem 
Ausbildungsplatz suchen. Betroffen sind auch Jugendliche mit Migrationshintergrund. Ihr 
Anteil an Schulabbrecherinnen und Schulabbrecher ist doppelt so hoch wie bei ihren 
deutschstämmigen Altersgenossinnen und Altersgenossen, was die Chancen auf dem 
Ausbildungsmarkt akut schmälert. 
 
Um hier einen Anreiz für Betriebe zu bieten, für Jugendliche ohne Schulabschluss einen 
zusätzlichen Ausbildungsplatz zu schaffen oder für Jugendliche im SGB II-Bezug, 
Altberwerberinnen und Altbewerber oder Abbrecherinnen und Abbrecher, wurde die 
Förderung zusätzlicher betrieblicher Ausbildungsplätze neu aufgelegt.  
 
Eine monatliche Förderung von 140,- € für die Dauer von maximal zwei Jahren kann auch 
für Migrantenbetriebe interessant sein, die bislang noch nicht oder seit längerer Zeit nicht 
mehr ausgebildet haben, bzw. bereit sind, eine zusätzliche Lehrstelle zu schaffen. 
 
Nähere Informationen im Internet unter www.ib-sh.de\zukunftsprogramm-arbeit\B1.  
 
Das Zukunftsprogramm Arbeit ist das Arbeitsmarktprogramm der Landesregierung für die 
Jahre 2007-2013. Die Förderangebote zielen auf den Abbau der Jugendarbeitslosigkeit, 
eine höhere Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und Beschäftigten und die 
Integration benachteiligter Personen in den Arbeitsmarkt. 216 Millionen Euro stehen an 
Fördermitteln zur Verfügung, 100 Millionen Euro davon kommen aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF).  
 
Mehr Informationen erhalten Sie im Internet unter www.zukunftsprogramm-
arbeit.schleswig-holstein.de. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Text: Bianka Schlahn 
Ministerium für Wissenschaft,  

Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Schleswig-Holstein 
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Staatssekretärin Dr. Zieschang veranstaltet Gesprächsabend mit 
Unternehmern türkischer Herkunft 
 
 
Wo sehen Betriebsinhaber mit Migrationshintergrund die großen wirtschaftlichen 
Herausforderungen für Schleswig-Holstein, was erwarten sie von der Politik? 
Diesen Fragen ging Wirtschafts-Staatssekretärin Dr. Zieschang am 3. März 2011 auf den 
Grund. Zur Herstellung und Vertiefung von Kontakten hatte sie gemeinsam mit der 
Türkischen Gemeinde in Schleswig-Holstein e.V. (TGS-H) sogenannte Migrantenbetriebe 
zu einem Erfahrungsaustausch ins Gästehaus der Landesregierung eingeladen. 
 
In Schleswig-Holstein sind rund 125.000 kleine und mittlere Unternehmen registriert, 
rund 4% davon werden von Inhaberinnen und Inhaber mit ausländischen Wurzeln 
geführt. Hierbei nicht erfasst ist die Gruppe der Kleingewerbetreibenden. 
 
An diesem Abend waren rund 30 Unternehmer anwesend, deren Betriebsgröße zwischen 
2 und 3.200 MitarbeiterInnen beträgt. Gemeinsam mit dem Mittelstandsbeauftragten der 
Landesregierung, Hans-Jörn Arp, und dem Integrationsbeauftragten Peter Lehnert wurde 
über Probleme bei Existenzgründungen, Finanzierung und Ausbildung gesprochen, sowie 
Lösungsmöglichkeiten angedacht. 
 
Für einen besseren Erfahrungsaustausch haben sich in Kiel und Lübeck bereits türkische 
Arbeitgeberbünde gegründet; eine Ausweitung entsprechender Bemühungen wurde 
ausdrücklich begrüßt. 
 
Zur Akquisition von Ausbildungsplätzen in Migrantenbetrieben fördert das 
Wirtschaftsministerium bereits vier Personalstellen. Die Beratung von jugendlichen 
Migrantinnen und Migranten in Ausbildungsfragen wird in Büros in Lübeck und Elmshorn 
angeboten. Sowohl die Mitarbeiter dieser Projekte als auch Staatssekretärin Dr. 
Zieschang, Herr Arp und Herr Lehnert ermutigten die anwesenden Unternehmer, immer 
wieder den Kontakt zu diesen Einrichtungen zu suchen. 
 
Auch wenn an diesem Abend keine Patentlösungen erarbeitet werden konnten, wurde 
deutlich, dass der intensive Gedankenaustausch von großem Nutzen für die Unternehmen 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Text: Bianka Schlahn 
Ministerium für Wissenschaft,  

Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Schleswig-Holstein 
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Für die Integrationskursausgestaltung ist 
der „ländliche Raum“ unter folgenden 
Aspekten von Bedeutung: 
 
• Der ländliche Raum ist gekennzeich-

net durch eine geringe Bevölke-
rungsdichte – und einer geringeren 
Migrantendichte. 
 

• Und der ländliche Raum ist gekenn-
zeichnet durch eine geringere Sied-
lungsdichte – und damit durch weite-
re Wege, einhergehend mit einem 
ausgedünnten ÖPNV.  
 

• Der ländliche Raum ist gekennzeich-
net durch geringere Infrastruktur – 
und damit weniger differenzierter 
und zielgruppenspezifischer Angebo-
te. 

 
Ein geringerer Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund, weitere Wege und 
weniger Angebote– dies wirkt sich schon 
heute auf das Integrationskursangebot 
im ländlichen Raum aus. Dazu ein Bei-
spiel aus der Integrationskursgeschäfts-
statistik: Während in Mecklenburg-
Vorpommern nur sieben Prozent alle In-
tegrationskurse zielgruppenspezifische 
Integrationskurse sind, sind es im städ-
tisch geprägten Nordrhein-Westfalen 40 
Prozent.  
 
Dieser Vergleich zeigt exemplarisch, dass 
das Integrationskursangebot aufgrund 
des geringeren Teilnehmerpotentials 
im ländlichen und städtischen Raum sehr 
unterschiedlich ist. Während in Ord-
nungsräumen noch ein differenziertes 
Angebot vorgehalten werden kann, ist 
dies im ländlichen Raum die Ausnahme. 
 
 

 
 
 
Doch nicht nur hinsichtlich der Differen-
ziertheit des Angebotes gibt es Unter-
schiede. Sehr unterschiedlich ist auch, 
wie zeitnah ein Integrationskurs angebo-
ten werden kann. Lange Wartezeiten 
sind im ländlichen Raum eher die Regel 
und ein Kursstart/ Jahr pro Träger keine 
Ausnahme. 
 
Weite Wege bei ausgedünntem ÖPNV 
erschweren oder verhindern die Integra-
tionskursteilnahme. Schulzeiten und 
Schulferien spielen z.B. im ländlichen 
Raum eine deutlich größere Rolle für die 
Kurszeitfestlegung, da vielerorts die 
ÖPNV-Zeiten an die Schulzeiten gekop-
pelt sind. Lange Bus- oder Zugfahrten 
zum Integrationskurs sind außerdem 
nicht nur demotivierend, sie sind auch 
schlicht teuer. Die Fahrtkostenerstattung 
ist daher von entscheidender Bedeutung 
im ländlichen Raum. 
 
Und lange Fahrtzeiten gekoppelt mit dem 
Vorrang von Vollzeitkursen setzen eine 
gesicherte Kinderbetreuung voraus. Im 
ländlichen Raum gibt es aber (zumindest 
in den westlichen Bundesländern) ten-
denziell eher weniger ganztägige Kinder-
tagesstätten und auch das Krippen- wie 
Hortangebot ist geringer ausgeprägt.  
 
Und auch die Integrationskursträger 
selbst haben im ländlichen Raum größere 
Probleme Kinderbetreuung zu realisieren, 
da zu wenig Teilnehmende mit Be-
treuungsansprüchen vorhanden sind. 
Letzteres hat sich durch die Restriktionen 
des vergangenen Jahres noch verschärft. 
Auch die Vernetzung mit anderen In-
tegrationsangeboten vor, während 
und nach dem Integrationskurs ist im 
ländlichen Raum mangels Masse deutlich 
schwieriger.  

Integrationskurse im ländlichen Raum – über Perspektiven reden 
 

16



Editorial 

 

  
 
 
            Aus den Landesministerien und Bundesministerien  

 

Newsletter »Migration und Integration« April 2011  

 
Auf der anderen Seite ist die Einbindung 
von Zugewanderten in das örtliche Leben 
im ländlichen Raum oftmals besser, da 
Nachbarschaften noch intensiver gelebt 
werden. Und der ländliche Raum hat 
auch andere Vorteile. So ist erfahrungs-
gemäß die Lehrkräftefluktuation deut-
lich geringer. Allerdings ist es auch 
schwieriger für ausgeschiedene Lehrkräf-
te Ersatz zu finden.  
 
Die unterschiedlichen Bedingungen des 
städtischen und ländlichen Raumes soll-
ten bei einer strategischen Weiterent-
wicklung der Integrationskurse mehr als 
bisher Beachtung finden. 
 
Grund 1: Bedarf an nachholender 
Integration wird sinken 
 
Bisher wurde der Integrationskurs in der 
Praxis als wichtiges Instrument der 
nachholenden Integration genutzt. Zwei 
Drittel der Teilnehmenden leben bereits 
seit mehreren Jahren in Deutschland. Im 
Laufe der nächsten Jahre wird diese Zahl 
zurückgehen. Im Vorblatt des Bundes-
amtes zur Quartalsstatistik September 
2010 heißt es: Die Zahlen zu den Integ-
rationskursen für den Zeitraum 01.01. 
bis 30.09.2010 belegen bereits einen 
ersten Rückgang.  
 
Auch wenn aus diesem Zeitraum noch 
kein abschließender und dauerhafter 
Trend abgeleitet werden kann, langfristig 
wird sich der Integrationskurs wieder 
mehr an Neuzugewanderte richten. Und 
Neuzuwanderung findet weniger im länd-
lichen Raum als im städtischen Raum 
statt. Wenn sich der ländliche Raum 
künftig nicht gezielt um den Zuzug von 
Migrantinnen und Migranten bemüht, 
wird das Teilnehmerpotential im ländli-
chen Raum in den nächsten Jahren also 
weiter sinken.  

 
Grund 2: Demografische Entwicklung 
 
Verschärft wird dies durch die demogra-
fische Entwicklung - wie exemplarisch 
die aktuelle Bevölkerungsvorausberech-
nung am Beispiel Schleswig-Holstein 
zeigen: 
 
• Im Jahr 2025 werden in Schleswig-

Holstein knapp 2,8 Millionen Men-
schen und damit 43.000 Menschen 
weniger leben als heute. 

• Deutlich spürbarer dürften aber die 
Auswirkungen des demographischen 
Wandels in den ländlichen Kreisen 
sein. In den ländlichen Kreisen Dith-
marschen und Steinburg im Westen 
Hamburgs wird die Einwohnerzahl 
voraussichtlich um mehr als sieben 
Prozent sinken.  

• Im Jahr 2060 könnten in Schleswig-
Holstein schon etwa 490.000 Men-
schen weniger leben als heute. 

 
Je mehr der demografische Wandel die 
Einwohnerzahl schrumpfen lässt, umso 
stärker treibt es die Menschen in die 
Zentren, wo sie noch eine angemessene 
Infrastruktur für sich und ihre Kinder 
finden. Zwangsläufig verschärft sich da-
durch der Wettbewerb um Einwohner, 
vor allem um junge Familien. Tendenziell 
ziehen dadurch städtische Räume konti-
nuierlich Menschen aus peripheren, länd-
lichen Gebieten ab. 
 
Für die Weiterentwicklung des Hand-
lungsfeldes „Integrationskurse“ im  Zuge 
des Nationalen Aktionsplans Integration 
stellt sich damit eine wichtige Frage: Wie 
fördere ich angesichts des demografi-
schen Wandels den Erwerb der deut-
schen Sprache bei Zugewanderten im 
ländlichen Raum?  
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Zur Diskussion gestellt: Trägerzulas-
sungsverfahren 
 
Bundesweit gibt es derzeit 1.456 zuge-
lassene Integrationskursträger. Durch 
die Änderung der Integrationskursver-
ordnung 2007 ist es zu einer Bereinigung 
der „Karteileichen“ gekommen. Seitdem 
erlischt die Zulassung, wenn der Träger 
seine Tätigkeit auf Dauer eingestellt hat 
oder mehr als ein Jahr keinen Integrati-
onskurs durchgeführt hat.  
 
Dennoch gibt es nachwievor „Karteilei-
chen“ in der Übersicht. Diverse Integra-
tionskursträger sind mit Kursstandorten 
aufgeführt, die mind. seit einem Jahr 
nicht mehr „bespielt“ worden sind. Es 
sollte darüber nachgedacht werden, die 
Regelung des § 20 Abs. 5 der Integrati-
onskursverordnung auf die Kursstandor-
te auszudehnen, die Zulassung von 
Kursstandorten also erlischt, wenn dort 
mind. ein Jahr kein Integrationskurs 
stattgefunden hat. 
 
Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob 
die Vielfalt an Integrationskursträgern an 
manchen Orten das Zustandekommen 
von Integrationskursen behindert. 
Grundsätzlich ist ein vielfältiges Angebot 
zu begrüßen, da auf die unterschiedli-
chen Bedürfnisse der Teilnehmenden 
besser eingegangen werden kann. 
 
Gerade im ländlichen Raum mit einem 
geringen Teilnehmerpotential besteht 
aber die Gefahr, dass mehrere Träger 
am gleichen Ort bzw. in benachbarten 
Orten sich gegenseitig blockieren. Daher 
sollte man auch über eine Limitierung 
der Integrationskursträger nachden-
ken. 
 
 

 
 
Da das Zulassungsverfahren hinsichtlich 
einer zahlenmäßigen Limitierung an sei-
ne Grenzen stößt, könnte zumindest 
über eine Reduzierung der Kursstan-
dorte im nächsten Zulassungsverfahren 
nachgedacht werden. Dies sollte mindes-
tens für zielgruppenspezifische Integrati-
onskurse in Erwägung gezogen werden. 
Dabei denke ich vor allem an Jugend- 
und Alphabetisierungsintegrationskurse. 
Eine stärkere Zentralisierung würde zwar 
zu höheren Fahrtkosten führen, hätte 
aber den Vorteil einer größeren Differen-
zierungsmöglichkeit und damit eines 
adressatengerechten Angebotes. Zentra-
lisieren heißt dabei, nicht nur in Kreis-
grenzen zu denken, sondern die Erreich-
barkeit, also die Verkehrsanbindung, in 
den Vordergrund zu stellen. Eine solche 
Abwägung sollte aber nicht am grünen 
Tisch, sondern mit den Akteuren vor Ort 
getroffen werden. Die betroffenen Kom-
munen sollten ebenso wie die örtlichen 
Netzwerke mehr als bisher in das Zulas-
sungsverfahren eingebunden werden.  
 
Um hierzu genauere Aussagen machen 
zu können, bedarf es zunächst einer 
besseren Datenlage. INGE sollte daher 
um eine regionale Auswertungsmöglich-
keit ergänzt und vor allem die Teilnah-
meberechtigungen auch statistisch ano-
nymisiert mit den Integrationskursteil-
nahmen verknüpft werden. 
 
 
Generell lässt sich aber festhalten, dass 
ein transparentes Integrationskursange-
bot die Teilnahmequote erhöht. Die vom 
Bundesamt zur Verfügung gestellt Liste 
der zugelassenen Integrationskursträger 
ist hier nur bedingt hilfreich.  
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Vielerorts haben deshalb Integrations-
kursträger Kooperationen gebildet und 
sprechen ihr Angebot ab – sowohl hin-
sichtlich Kursbeginn als auch Kursange-
bot (Teilzeit, Vollzeit, Kinderbetreuung, 
zielgruppenspezifische Integrationskur-
se). Diese Kooperationen sind wichtig 
und sollten unterstützt werden.  
 
Im Zuge des Wirkungscontrollings für die 
landesfinanzierten migrationsspezifi-
schen Beratungsdienste wird in Schles-
wig-Holstein derzeit ein Schwerpunktbe-
richt zum Integrationskursbesuch wäh-
rend der Integrationsbegleitung erarbei-
tet.  
 
Dabei zeigt sich, dass sich  
 
• die Intensität der Kooperation der 

Integrationskursträger selbst bzw. 
mit den migrationsspezifischen Bera-
tungsdiensten sowie  
 

• die Transparenz der geplanten Kurs-
starts deutlich auf die Vermittlungs-
quoten der Migrationssozialberatun-
gen in Integrationskurse auswirken. 

 
Helfen könnte auch eine verbindliche 
Bekanntgabe geplanter Kursstarts und 
eine zentrale Veröffentlichung dieser 
Plandaten.  
 
Dann könnten potentielle Integrations-
kursteilnehmende sich ihren Kursträger 
besser als bisher auch danach aussu-
chen, wann der nächste Kurs geplant ist. 
Eine zusätzliche Ampel zur Kennzeich-
nung der freien Plätze könnte weitere 
Transparenz schaffen.  
 
 
 
 

 
 
Zur Diskussion gestellt: Integrati-
onskurskonzeption 
 
Es muss auch darüber nachgedacht wer-
den, ob die jetzige Integrationskurskon-
zeption für den ländlichen Raum wirklich 
geeignet ist.  
 
 
Zumindest die Rahmenbedingungen gilt 
es zu modifizieren.  
 
Stichworte sind: 
• Erreichbarkeit der Angebote durch 

Aufgabe des Vorrangs für Vollzeitkur-
se. Vor allem Mütter stehen in ländli-
chen Räumen vor dem Problem, die 
Kinderbetreuung mit den Kurszeiten 
einschl. Fahrtzeiten unter einen Hut 
zu bringen. Vollzeitkurse verschärfen 
dieses Problem. 
 

• Erreichbarkeit der Angebote durch 
ein den ÖPNV-Zeiten angepasstes 
Kursangebot. Es macht wenig Sinn, 
Kurse von 9:00 – 15:00 Uhr anzubie-
ten, wenn um 13:00 Uhr der letzte 
Schulbus in den Wohnort fährt.  
 

• Erreichbarkeit des Angebotes durch 
neue Mobilitätskonzepte. Bei dem 
Praktikertreffen im September letzten 
Jahres im Rahmen des Forschungs-
Praxis-Projektes „Integrationspoten-
ziale in kleinen Städten und Land-
kreisen“ der Schader-Stiftung wurde 
z.B. der Einsatz von Sammeltaxis an-
geregt. Die Praktiker haben außer-
dem für den ländlichen Raum flexib-
lere Finanzierungsregelungen für die 
Kinderbetreuung im Rahmen des In-
tegrationskurses gefordert. 
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Doch allein mit veränderten Kurszeiten 
und flexibleren Kinderbetreuungs- und 
Fahrtkostenregelungen wird es nicht ge-
tan sein. Auch die Kurskonzeption selbst 
muss auf den Prüfstand gestellt werden. 
 
Dazu ein schleswig-holsteinisches Bei-
spiel aus dem Wattenmeer: Die bundes-
weit bekannteste Hallig ist die Hallig 
Gröde, weil ihre Wahlergebnisse regel-
mäßig kurz nach Schließung der Wahllo-
kale als erstes feststehendes Ergebnis 
bekannt gemacht werden. Auf Gröde wie 
auf den anderen größeren ständig be-
wohnten Halligen gibt es eine Schule, in 
der die Hallig-Kinder von der 1. bis zur 
9. Klasse gemeinsam unterrichtet wer-
den.  
 
Muss über über eine solche Konzeption 
auch bei den Integrationskursen nachge-
dacht werden? Statt den differenzierten 
Ansatz durch immer mehr zielgruppen-
spezifische Kurse auszuweiten künftig 
mehr auf einen binnendifferenzierten 
Integrationskurs setzen? Ist das Modell 
Hallig-Schule eine Perspektive zumindest 
für die ländlichen Regionen, die ange-
sichts der demografischen Entwicklung 
sonst vollständig vom Integrationskurs-
programm abgehängt würden? Dieser 
binnendifferenzierte Integrationskurs 
hätte den Vorteil, dass neue Integrati-
onskursteilnehmende laufend einsteigen 
könnten. Voraussetzung wäre natürlich 
ein geändertes pädagogisches und damit 
auch finanzielles Konzept.  
 
Veronika Dicke 
Ministerium für Justiz, Gleichstellung und 
Integration 
 
 
(Verkürzte Wiedergabe des Impulsreferates anläss-
lich eines Expertengesprächs am 23. März 2011 im 
Rahmen des Dialogforums „Integrationskurse“ zum 
Aktionsplan zur Umsetzung des Nationalen Integra-
tionsplans) 
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Integrationsmonitoring für die Landeshauptstadt Kiel 
 

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel 
hatte im Februar 2009 die Einrichtung eines 
Integrationsmonitorings beschlossen mit dem Ziel, 
Integrationsprozesse sichtbar zu machen und 
Grundlagen für die politische Steuerung zu erhalten.  

Die daraufhin gegründete Arbeitsgruppe, bestehend 
aus Vertreterinnen und Vertretern der Kieler Rats-
versammlung, des Kieler Forums für Migrantinnen 
und Migranten, der Bereiche Statistik und Monitoring 
verschiedener Dezernate und Ämter der Stadt Kiel, 
der Türkischen Gemeinde Schleswig-Holstein, der 
Landesverbände von AWO und Caritas sowie dem 
Referat für Migration, bei dem die Federführung lag, 
befasste sich mit bereits vorhandenen Empfehlungen 
der KGST und Erfahrungen aus anderen Kommunen 
zum Integrationsmonitoring.  
 
Sie entwickelte unter kritischer Beleuchtung des Begriffes „Integration“ erste Vorschläge 
für Indikatoren und stellte eine Liste von Punkten zusammen, die bei der Erarbeitung 
eines Konzeptes Beachtung finden sollten.  
 
Um ein wissenschaftlich fundiertes Konzept zu erhalten, wurde das Institut für Soziologie 
der Christian-Albrechts-Universität (CAU) angefragt und nach Sicherstellung der Finan-
zierung auch mit der Erarbeitung beauftragt. Finanzielle Unterstützung kam vom Ministe-
rium für Justiz, Gleichstellung und Integration des Landes Schleswig-Holstein über die 
„Richtlinie zur Stärkung der Integrationsarbeit vor Ort“, wonach bis Jahresende 2010 
Mittel für die Integrationsarbeit in Kommunen und Kreisen zur Verfügung standen.  
 
Ein Anliegen der Arbeitsgruppe war, das Kieler Konzept auch anderen interessierten 
Kommunen und Kreisen als Grundlage für ein eigenes Integrationsmonitoring zur Verfü-
gung zu stellen und eine landesweite Veranstaltung zur Präsentation und Diskussion der 
Kieler Ergebnisse anzubieten. Dies wurde realisiert im Rahmen der Fachtagung „Möglich-
keiten und Grenzen eines Integrationsmonitorings am Beispiel der Landeshauptstadt Kiel“ 
im Kieler Rathaus am 14. Januar 2011. Veranstalter waren das Institut für Soziologie der 
CAU und das Referat für Migration der Landeshauptstadt Kiel gemeinsam. Rund 100 Inte-
ressierte aus ganz Schleswig-Holstein nahmen an der Tagung teil. In den endgültigen 
Bericht zum Integrationsmonitoring konnten Kritik und Anregungen aus dieser Veranstal-
tung noch einfließen.  
 
Deutlich wurde hier auch, was ein kommunales Integrationsmonitoring leisten soll und 
kann und wo Grenzen und Stolpersteine liegen. Ein großes Problem stellt bereits die un-
terschiedliche Definition des Begriffes Migrationshintergund dar.  
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Der Bericht des Institutes für Soziolo-
gie ist inzwischen fertig gestellt und 
enthält neben dem Konzept für ein 
künftiges Monitoring mit Empfehlungen 
für die weitere Vorgehensweise bereits 
erste Zahlen und Analysen für die ver-
gangenen Jahre. Für andere Bereiche 
werden Indikatoren vorgeschlagen. Die 
Themenfelder der Kieler „Handlungs-
empfehlungen für die Integration“ fin-
den sich in dem Bericht, teilweise in 
etwas anderer Anordnung, wieder.  
 
 

Die Schwerpunktbereiche gliedern sich in  
- Demografie und Raum 
- Arbeitsmarkt- und Transfereinkommen 
- Bildung und Sprachkompetenz 
- Gesundheit, Vorsorge, Alter und Pflege, 
- Gesellschaftliche Partizipation 
- Interkulturelle Öffnung. 

Es schließen sich inhaltliche und methodische Empfehlungen für die zukünftige Fortent-
wicklung und Ausgestaltung des Monitorings an.  
 
In Kürze wird der Bericht auch online über die Homepages der Landeshauptstadt Kiel und 
der Christian-Albrechts-Universität abrufbar sein. 
 
Weitere Informationen bei 
 
Birgit Lawrenz 
Landeshauptstadt Kiel 
Referat für Migration 
Tel.: 0431/901-2430 
E-Mail: referat-migration@kiel.de 
www.kiel.de 
 
und  
 
Prof. Dr. Uta Klein 
Christian-Albrechts-Universität 
Gender Research Group 
Tel.: 0431/880-4975 
E-Mail: buero@gender.uni-kiel.de 
www.gender.uni-kiel.de 
 
 
Text: Birgit Lawrenz 
Bildnachweis: B. Skoruppa 
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Runder Tisch Integration in Ahrensburg - Auftaktberatung am 27.01.2011 
 

 
Es wäre nicht fehl gegriffen, das 2. Jahrzehnt 
des 21. Jahrhunderts als „Jahrzehnt der In-
tegration“ zu bezeichnen. Integration wird 
die welt- und außenpolitischen Entscheidun-
gen ebenso betreffen wie die kommunalen sozial- und bildungspolitischen Entwicklungen. 
Die Einsicht, dass Integration wesentlich den inneren Frieden und stabile Lebensverhält-
nisse sichert, hat Verwaltungen und Politik zunehmend mobilisiert. Dabei ist klar, dass 
Integration kein Minderheitenproblem darstellt, sondern die ganze Gesellschaft betrifft. 
Trotzdem spielen die Probleme bei der Integration der Minderheiten in den Integrations-
prozessen eine wichtige Rolle. Mit dem Nationalen Integrationsplan hat die Bundesregie-
rung die staatlichen Ziele für das Gelingen der Integration von Zuwanderern nach 
Deutschland benannt und die öffentlichen Aufgaben von Bund, Ländern und Kommunen 
festgelegt. Das Land Schleswig-Holstein folgte vor Kurzem mit einem Aktionsplan Integ-
ration. 
 
Ahrensburg gehört zu den Kommunen, die die Notwendigkeit des Gelingens der Integra-
tion rechtzeitig wahr nehmen und im Interesse aller Menschen im städtischen Gemeinwe-
sen erreichen wollen. Bürgermeister Sarach, der beim Neujahrsempfang 2011 deutlich 
Integration als eine der zentralen Aufgaben für die Stadt benannte, hat aus diesem 
Grund den „Runden Tisch Integration“ für Ahrensburg berufen, der erstmals am 
27.01.2011 um 16:00 Uhr in der so genannten „Museumsturnhalle“ in der 
Stormarnschule, Waldstraße 14 tagen wird. Diese Auftaktveranstaltung des „Runden Ti-
sches Integration“ wird sich mit Fragen der sprachlichen, schulischen und berufsvorberei-
tenden sowie beruflichen Situation und den Chancen von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund beschäftigen, bisher Geleistetes darstellen und Defizite benennen, 
die weiteres Handeln erforderlich machen. An dieser Auftaktveranstaltung werden Vertre-
ter der IHK Lübeck und der ARGE ebenso Teil nehmen wie Schulen und Kinderbe-
treuungseinrichtungen sowie Beratungsstellen und Initiativen, die Integrationshilfen leis-
ten. Die koordinierende Vorbereitung dieses Runden Tisches liegt beim Leiter des Fachbe-
reiches III der städtischen Verwaltung, die Leitung und fachliche Koordination der Bera-
tungen beim Netzwerk Migration und Integration in Ahrensburg. 
 
Text: Hans Peter Weiß 
Netzwerk Migration und Integration 
 04102 / 53 676 
 

 
 
 
 
 
 
 

Weitere Informationen unter: http://www.netzwerk-migration-integration.de/index.html 
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Was erwarten ältere Menschen mit Migrationshintergrund von ambulanten 
Pflegediensten? 
 
Seit einem Jahr setzt sich das aus EU- und Bundesmitteln geförderte Pro-
jekt INTRANT des Caritasverbandes für Schleswig-Holstein e.V. dafür ein, 
Pflegedienste mehr auf die Pflege älterer Migrantinnen und Migranten vor-
zubereiten und Familien mit Migrationshintergrund besser über Wege und 
Möglichkeiten der Pflege zu informieren. Damit Pflegedienste sich gezielt 
auf diese neuen Kunden einstellen können, wurde im Rahmen dieses Projektes von Juli 
bis Oktober 2010 eine stichprobenartige Befragung durchgeführt. Daran beteiligten sich 
75 Migrantenfamilien, die zumeist aus dem türkisch- und russischsprachigen Raum zuge-
zogen sind. 
 
Über 80% wünschen sich Pflege zusammen mit Angehörigen 
 
Die meisten Befragten sind über 50 Jahre alt, verheiratet und haben Kinder. Besonders 
bei den schon länger hier Lebenden haben etliche noch Probleme im sicheren Umgang 
mit der deutschen Sprache. Insgesamt geben 72% der Befragten an, Deutsch gut bis 
sehr gut zu sprechen, 96% sprechen ihre Muttersprache gut bis sehr gut. Dabei waren 
die Deutsch-Sprachkenntnisse bei Befragten mit christlichem Migrationshintergrund bes-
ser als bei muslimischen Befragten. Über 70% der Befragten können sich vorstellen, sich 
selbst im Falle einer Pflegebedürftigkeit von einem ambulanten Pflegedienst betreuen zu 
lassen, über 73%, ihre Eltern bzw. Verwandten bei Pflegebedürftigkeit von einem Pflege-
dienst betreuen zu lassen. 
 
Dennoch bestehen bei vielen große Unsicherheiten bei der Pflegeberatung. So geben 
34% der Befragten als Grund für diese Unsicherheit an, dass sie Papiere nicht verstehen, 
etwas falsch machen könnten und dies später ein Nachteil für sie ist. 30% befürchten, 
dass sie sich nicht richtig verständlich machen können. Als wichtigste Informationsquel-
len zum Thema Pflege im Alter werden die Migrationsberatungsstellen (44%) und Ärzte 
(42%) genannt, gefolgt von Vereinen (21%), Freunden (20%) und Gemeinde (19%). 
Bei Familien mit Migrationshintergrund hat die Familie bei der Pflege von Angehörigen 
nach wie vor eine hohe Bedeutung. Über 80% der Befragten ist es wichtig, dass Pflege in 
Zusammenarbeit von Familienangehörigen und Pflegediensten stattfindet, aber die Hälfte 
kann sich auch vorstellen, dass Familienmitglieder ohne die Hilfe von Angehörigen ge-
pflegt werden. 
 
Wichtig sind kultursensible Pflege und Verständigung in der Muttersprache 
 
Das Beherrschen der deutschen Sprache ist ein wichtiger Indikator für eine erfolgreiche 
Integration. Aber im Integrationskonzept des Landes Schleswig-Holstein aus dem Jahre 
2002 wird hierzu auch festgestellt: „Um die Menschen wirklich verstehen und ihre Kultur 
schätzen zu können, ist es notwendig, ihre Muttersprache zu verstehen. Mehrsprachigkeit 
ist daher für die Aufnahmegesellschaft genauso wichtig wie für Migrantinnen und Migran-
ten.“1 

                                                 
1 Konzept der Landesregierung zur Integration von Migrantinnen und Migranten in Schleswig-Holstein, Juni 2002, S. 8. 
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Nähere Informationen und Kontakt 
Caritasverband Schleswig-Holstein 
 
Projekt INTRANT 
Frau Dagmar Godt 
Krusenrotter Weg 37, 24113 Kiel 
Telefon 0431 - 5902-47; Fax 0431 – 555551; Mail: godt-intrant@caritas-sh.de 

 
 
 
 

 
Bei der Definition des Integrationsbegriffs wird ebendort festgestellt: „Es geht nicht um 
die einseitige Anpassung der Migrantinnen und Migranten an unser Sozial-, Bildungs- 
oder Gesundheitssystem, sondern auch diese Systeme müssen sich den Bedürfnissen 
und Besonderheiten der Migrantinnen und Migranten öffnen.“  
 
Solche Bedürfnisse wurden im Rahmen der Befragung des Caritas-Projektes INTRANT 
deutlich und sind im Folgenden skizziert: 
- 65% der Befragten geben an, dass ihnen Informationsveranstaltungen in ihrer Mut-

tersprache sehr wichtig bzw. wichtig sind. 
- 84% geben an, dass es wichtig ist, dass solche Informationsveranstaltungen an für 

sie gut erreichbaren Orten durchgeführt werden. 
- 70% finden es wichtig, dass Informationen zu Pflegeleistungen in einer Broschüre in 

ihrer Muttersprache zur Verfügung stehen. 
- 74% der Befragten finden es wichtig, dass sie über Rechte und Geldleistungen (auch) 

in ihrer Muttersprache beraten werden können. 
- 88% möchten vor der Inanspruchnahme eines Pflegedienstes eine unverbindliche 

Beratung in allen Fragen zu Pflegeleistungen. 
- 89% der Befragten ist es wichtig, dass sie selbst und ihre Familie bei der Wahl eines 

ambulanten Pflegedienstes beraten werden. 
- Dementsprechend finden es 86% der Befragten wichtig, dass alle Entscheidungen der 

Pflege gemeinsam von den Pflegediensten und der Familie getroffen werden. 
- 80% ist es wichtig, das Feiertage und kulturelle Feste gewürdigt werden. 
- Ebenfalls 80% ist es wichtig, dass Wünsche und besondere Rituale im Sterbefall be-

rücksichtigt werden. 
- 66% finden es wichtig, dass das Pflegepersonal ihre Muttersprache versteht. 
- 53% möchten, dass die Pflege des Betroffenen nur von einer Fachkraft gleichen Ge-

schlechts geleistet wird. 
 
Pflegedienste stehen hier vor neuen Herausforderungen. Auch wenn die hier genannten 
Ergebnisse nur aus einer stichprobenartigen Befragung stammen, zeigen sie dennoch 
deutliche Handlungsbedarfe für ambulante Pflegedienste auf. Hier sind Maßnahmen zur 
interkulturellen Öffnung notwendig, denn die Versorgung älterer Menschen mit 
Migrationshintergund wird in den nächsten Jahren deutlich an Bedeutung gewinnen. Das 
Caritas-Projekt INTRANT bietet hierzu gezielte Veranstaltungen an. 
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Interessierte melden sich bei: 
AWO Beratungsstelle gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus 
Claus Godbersen 
Sibeliusweg 4, 24109 Kiel 
Tel. 0175 / 4381545  Mail: claus-helge.godbersen@awo-sh.de 
 
 
 
 

 

Erstellung eines Diskriminierungsreports für Schleswig-Holstein 
 
In der praktischen Arbeit mit Migrantinnen und Migranten hören Beraterinnen und Bera-
ter häufig von Diskriminierung aufgrund der nationalen oder ethnischen Herkunft sowie 
der Religionszugehörigkeit. Menschen mit Migrationshintergrund berichten übereinstim-
mend, dass solche Erfahrungen der Zurückweisung und Benachteiligung durch die deut-
sche Mehrheitsgesellschaft Teil ihres Alltags sind. Sowohl für die Betroffenen selbst als 
auch für professionelle und ehrenamtliche Beraterinnen und Berater ist der Umgang mit 
dieser Alltagsdiskriminierung schwierig. Da sie weit verbreitet ist und ihre Ursachen viel-
fältig sind, entzieht sich dieses Problem einer schnellen Lösung durch Einzelmaßnahmen. 
Der Weg zu einer Lösung kann unter anderem durch Stärkung der Betroffenen gesche-
hen. 
 
Zu diesem Zweck wird die AWO Beratungsstelle gegen Rechtsextremismus, Fremdenfein-
dlichkeit und Antisemitismus im Rahmen des Bundesprogramms „Toleranz fördern-
Kompetenzen stärken“ im Jahr 2011 mit Migrantinnen und Migranten in verschiedenen 
Städten Schleswig-Holsteins das Thema „Diskriminierung und Alltagsrassismus 
Erfahrungen dokumentieren. Ziel ist die Erarbeitung eines Reports “Alltagsdiskriminie-
rung von Migrantinnen und Migranten in Schleswig-Holstein - Erfahrungen und 
Handlungsmöglichkeiten“ Der zum Jahresende 2011 der Öffentlichkeit vorgestellt 
werden wird. 
 
Thematisch werden die Lebensbereiche Kita, Schule, Arbeit, Wohnen, Freizeit, Sport, Öf-
fentlichkeit, Ämter und Behörden erfasst. Mit Hilfe von Interviews werden persönliche 
Erlebnisse und Wünsche hinsichtlich der Reaktion der Mehrheitsgesellschaft in den kon-
kreten Diskriminierungssituationen und eigene Handlungsoptionen –„was hätte ich gern 
gekonnt, wie hätte ich mich besser verhalten?“ erfragt. 
 
Wir suchen interessierte Migrantinnen und Migranten, die mit uns gemeinsam 
den Report erarbeiten wollen! 

• Im Rahmen von regionalen Gruppentreffen werden eigene Diskriminierungserfah-
rungen diskutiert und dokumentiert 

• Zusätzlich sollen weitere Migrantinnen und Migranten interviewt werden. Hierzu 
bieten wir Interessierten eine Einführung in Interviewtechniken an. 

• Um die eigenen Handlungsmöglichkeiten zu erweitern, organisieren wir Trainings 
zum „Umgang mit Alltagsdiskriminierung für Betroffene“. Dadurch sollen die Teil-
nehmenden zusätzlich gestärkt werden, Alltagsrassismus in ihrem Umfeld sicherer 
zu begegnen und aktiv damit umgehen zu können. 

 
Der Gesamtbericht verfolgt mehrere Ziele: 

• Er soll Opfern von rassistischer Diskriminierung mehr öffentliches Gehör verschaf-
fen. 

• Er soll Migrantinnen und Migranten anregen, dieses Problem nicht als unabänder-
lich anzusehen, sondern sich bewusst damit auseinanderzusetzen. 

• Er soll der Öffentlichkeit einen weiteren, direkt aus dem Alltagsleben von Migran-
tinnen und Migranten gegriffenen Blickwinkel auf die Problematik eröffnen. 

• Er kann Lehrkräften als Fortbildungs- und Unterrichtsmaterial dienen. 
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Die Teilnehmenden mit Minister Schmalfuß und dem  
Vertreter der Arbeiterwohlfahrt S-H, Michael Treiber 
 

Integrationsminister Emil Schmalfuß 
 

 

„Das ist das bunteste Kunststück, das ich je gesehen habe!“ 
 
50 Migrant/innen aus 21 Ländern 
haben sich in Bad Malente versam-
melt, um mit Politiker/innen über 
migrationspolitische Themen zu dis-
kutieren. Das Ministerium für Justiz, 
Gleichstellung und Integration des 
Landes Schleswig-Holstein, der AWO 
Landesverband Schleswig-Holstein 
e.V. und die Gustav Heinemann Bil-
dungsstätte veranstalteten gemein-
sam am Wochenende 9.-10. April ein 
politisches Bildungsseminar für Mig-
rant/innen aus ganz Schleswig-
Holstein in der Gustav Heinemann Bildungsstätte, Bad Malente. Eröffnet wurde die Ver-
anstaltung am Samstag von dem Minister Schmalfuß, der nach seinem Grußwort den 
Teilnehmenden für Fragen zur Verfügung stand. "Menschen, die in unser Land kommen, 
sollten auch Land, Leute und die politischen Zusammenhänge verstehen können", sagte 
Schmalfuß vor den Teilnehmenden. Viele von ihnen besitzen die deutsche Staatsbürger-

schaft und leben seit Jahrzehnten in Deutschland. Aus seiner 35-
jährigen Tätigkeit als Richter am Landgericht Kiel wisse er aller-
dings, dass "die gleichberechtigte Teilhabe einfacher klingt als sie 
in der Realität ist". Schmalfuß informierte, dass mit Blick auf den 
Fachkräftemangel an dem "Dschungel an Vorgaben" für die Aner-
kennungen von ausländischen Abschlüssen und Qualifikationen ge-
arbeitet würde. Er sei guter Hoffnung, dass die neue Generation 
dazu beiträgt, Vorurteile abzubauen. "Es steht aber noch ganz viel  

Arbeit vor uns." 
 
 
Thematisiert wurden auch die beiden Pinnwände, die die Teilnehmenden bei ihrer Anreise 
beschrieben haben. Unter den Überschriften „Danach habe ich Heimweh“ und „Das gefällt 
mir in Deutschland“ nutzten die Teilnehmer die Möglichkeit, Ihre Gedanken zu äußern. 
Vermissen tun sie vor allem ihr Familien, ihre Freunde, ihre Kultur, aber auch das Essen 
und das Wetter. An Deutschland wissen sie zu Minister Schmalfußs Freude das deutsche 
Rechtssystem, die deutschen Schriftsteller, und dass es im Frühjahr und Sommer so lan-
ge hell ist zu schätzen. 
 
Im weiteren Verlauf des Samstags fanden 
verschiedene Workshops statt, an denen 
die Migrant/innen in kleinen Gruppen teil-
nehmen konnten. Es waren Workshops zu 
Themen wie Interkulturelle Sensibilisierung, 
Umgang mit Alltagsdiskriminierung, Gleich-
stellung und Frauenrechte in Deutschland, 
sowie über die Parteienlandschaft in 

27



Editorial 

 

  
 
 
            Aus den Kommunen, Verbänden und Vereinen 

 

Newsletter »Migration und Integration« April 2011  

Informationen und Kontakt: AWO Landesverband Schleswig-Holstein 
Standorte Kiel / Flensburg   Standorte Neumünster / Lübeck 
 
Gülser Dönen     Katharina Wulf 
Telefon 0431 260 431 50  Telefon 0431 260 431 51 
Mail: Guelser.doenen@awo-sh.de Mail: Katharina.wulf@awo-sh.de 
 
 
 
 
 
 

Schleswig-Holstein.  
 
 
Am zweiten Tag hatten die Migrant/innen die Gelegenheit in Gruppengesprächen mit Poli-
tiker/innen über die Positionierung der einzelnen Parteien zur Integration und der für sie 
vorhandenen Hürden aber auch Chancen zu diskutieren. Angesichts des strahlenden 
Frühlingswetters wurden die Sitzungsrunden in den Garten verlegt.  
 
Anwesend waren der Integrati-
onsbeauftragte Peter Lehnert 
von der CDU,  Jens-Uwe Dan-
kert, MdL für die FDP, die Lan-
desparteivorsitzende der Grünen 
Eka von Kalben und der Kom-
munalpolitische Sprecher des 
Landesverbandes der SSW Ge-
rhard Jessen. Neben den Inhal-
ten der parteipolitischen Arbeit 
waren zivilgesellschaftliche Auf-
gaben Thema der Runden. Was 
kann der Einzelne zu einem ge-
lungenen Miteinander beitragen? Besonders häufig wurde deutschen Sprachkenntnisse 
und die einheitliche Anerkennung ausländischer Abschlüsse in allen Bundesländern disku-
tiert. Der Einsatz von zweisprachigen Deutschlehrer/innen und die Verbesserung des 
Kurssystems waren nur zwei Vorschläge der Teilnehmer/innen an die Politiker/innen.  
 
Am Sonntagnachmittag bedankten sich alle Teilnehmende für den Besuch der ehrenamt-
lichen Referent/innen, der Politiker/innen und des Ministers. Sie freuten sich sehr darü-
ber, dass ihre Anliegen fachgerecht ausdiskutiert worden sind. „Das ist wie ein Geschenk 
für uns, dass wir unsere Anliegen persönlich mit den Parteien besprechen können!“ be-
dankte sich Avan Mohammad aus Lübeck. Alle Beteiligte nahmen viele Anregungen und 
Ideen mit nach Hause.  
 
Rückblickend fasste Schamal Zangana das Wochenende so zusammen: „Ich habe schon 
viele Kunststücke in vielen Ländern gesehen, aber das war das bunteste Kunststück von 
allen.“ 
Text/ Bilder: Gülser Dönen 
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AWO Partizipationsprojekt:  
Stärkung der Kompetenzen von Menschen mit Migrationshintergrund  
 
Welche Bedeutung hat der KiTa Besuch für die Entwicklung meiner Kinder? Wie kann ich 
mich in meiner Kommune beteiligen? Wie gründe ich einen Verein? Und was sind eigent-
lich Ü-Noten?  
 
Insgesamt 65 mehrsprachige Multiplikator/innen aus Kiel, Neumünster, Flensburg und 
Lübeck besuchten von September bis Dezember erfolgreich die 52 Unterrichtseinheiten 
des AWO Partizipationsprojektes. Die Multiplikator/innen wurden  in insgesamt acht 
Abend- und drei ganztägigen Samstagsveranstaltungen zu verschiedenen Bereichen der 
gesellschaftlichen Teilhabemöglichkeiten geschult. Nun können sie die oben stehenden 
und viele weitere Fragen von Neuzuwanderern auch in ihrer Herkunftssprache  beantwor-
ten. Begleitet wurden sie in der Schulungsreihe von ehrenamtlichen Expert/innen u. a. 
Schulleiter/innen, Ratsfrauen und Ratsherren und Vereinsvorsitzenden, die auch nach 
Beendigung der Schulungen den Multiplikator/innen unterstützend zur Seite stehen. 
 
Ende Februar haben auch die letzten Multiplikator/innen ihre Zertifikate erhalten. Nun 
sind sie motiviert, grundlegende Informationen über gesellschaftliche Themen, wie bei-
spielsweise: 
 

• zum Schulsystem und die Beteiligungsmög-
lichkeiten von Eltern an Schulen, 

• „Kommunalpolitik zum Mitmachen“,  
• eine Interessensgemeinschaft zu bilden , 
• im Wohnumfeld aktiv zu sein oder  
• eigene gemeinnützige Projekte zu entwickeln 

und dafür öffentliche Fördergelder zu bean-
tragen, 

 
in ihrem sozialen Umfeld an Zugewanderte weiterzuvermitteln, um auch deren Teilhabe 
an der Gesellschaft zu fördern. Durch die Vermittlung der Inhalte in der Herkunftsspra-
che, haben auch Migrant/innen ohne oder mit wenig Deutschkenntnissen die Chance sich 
über die vielfältigen Partizipationsmöglichkeiten in ihrer Kommune auf den Informations-
veranstaltungen der Multiplikator/innen zu informieren. Die Multiplikator/innen aus 27 
verschiedenen Herkunftsländern sind auch bereit ihr Wissen in KiTas, an Schulen an El-
tern mit Migrationshintergrund, an Volkshochschulen, oder auch in JobCentern weiterzu-
geben. Unterstützend stehen ihnen die Koordinatorinnen des Projekts zur Seite. Für den 
Einsatz der Multiplikator/innen an Bildungs- oder anderen Einrichtungen können Interes-
sierte die nachstehenden Ansprechpartnerinnen kontaktieren. Für die Veranstaltungen 
entstehen für die Einrichtungen keine Kosten. 
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JoCo-Jobcoaching: Projekt für Jugendliche mit Migrationshintergrund bei 
der AWO Service GmbH Neumünster 
 

                              Das Joco-Jobcoaching Projekt bei der         
                  AWO Service Gmbh gibt es bereits seit  

     dem 30.04.2009 und seitdem hat es  
     sich als sehr erfolgreich bewiesen.  

                         Der Schwerpunkt des Projekts liegt in  
                                               der Integration der jungen Erwachse-
nen und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt, 
sowie im Abbau von Vermittlungshemmnissen und in der Förderung sozialer Kompeten-
zen zur Befähigung zur Ausbildungsreife. Besonderer Wert wird dabei auf individuelles 
Bewerbungscoaching und die Einzelfallbetreuung gelegt. JoCO bemüht sich zusätzlich 
auch sehr, die Sensibilisierung der Gesellschaft für die problematische berufliche Lage 
von ausbildungssuchenden Migranten zu erhöhen. 
 
Bei der Zielgruppe von JoCo handelt es sich 
um benachteiligte erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige, die ALG II beziehen und eine an-
dere Sprache als Deutsch zur Mutterspra-
che haben, und denen eine Erstausbildung 
fehlt. Bisher wurden 67 Teilnehmer bei Jo-
Co betreut. Dabei handelt es sich durch-
schnittlich um 23 Parallelfälle, die zu 56 % 
einen türkischen kulturellen Hintergrund 
hatten. Obwohl die Teilnehmer zu 55 % 
keinen Schulabschluss hatten, ist eine 
Vermittlung von über 24 % gelungen. Al-
lerdings stet diesem Vermittlungserfolg 
eine Abbrecherquote von 27 % gegenüber. 
Die jungen Menschen mit Migrationshintergrund waren zu 90 % im Leistungsbezug durch 
das damalige Dienstleistungszentrum, ihr Durchschnittsalter betrug 20 Jahre. Der älteste 
Teilnehmer war 27, die Jüngste 16 Jahre alt. 
 
Das Projekt setzt seinen Schwerpunkt auf eine individuelle Lernunterstützung und Bera-
tung durch den Jobcoach sowie den Abbau von Vermittlungshemmnissen wie sprachliche 
Defizite und mangelnde Orientierung in Bezug auf berufliche Vorstellungen.  
Da die Teilnehmer oft nur einen durchschnittlichen oder schlechteren Schulabschluss ha-
ben, vermittelt JoCo die Teilnehmer häufig in Praktika, damit die Teilnehmer dort ihre 
Fähigkeiten unter Beweis stellen können. 
 
Auch weiterführende Freizeit- und Berufsorientierungsangebote werden regelmäßig an-
geboten. So besuchen die weiblichen Teilnehmer des Projekts im Rahmen des Girls´ Day 
2010 die Bundeswehr in Boostedt, was allen Teilnehmerinnen sehr viel Spaß gemacht 
hat. Im Rahmen der Interkulturellen Woche 2010 in Neumünster wurde ein Basketball-
workshop, sowie ein Rapworkshop angeboten, die beide professionell von Cross Over e.V. 
durchgeführt wurden und sehr großen Anklang fanden. 
 
Um den Teilnehmern ihre Heimatstadt Neumünster näher zu bringen, gab es eine Besich-
tigung des Rathauses und eine Stadtführung wurde organisiert. In verschiedene mögliche 
Berufsfelder konnten die Teilnehmer bei einem Besuch des Friedrich-Ebert-
Krankenhauses in Neumünster reinschnuppern.  Auch das Museum „Tuch und Technik“, 
das an Neumünsters Vergangenheit als Textilstadt erinnert, wurde besucht.  
Ein Highlight für die Teilnehmer war der Besuch eines Jugendtheaterstücks, der für alle  
Teilnehmer der 1. Besuch überhaupt in einem Theater war.   
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Beliebt war auch unser Sommerfest mit integriertem Fußball-
turnier, bei dem unser Team einen hervorragenden 2. Platz 
erreichte. Ein Theaterworkshop, der einmal wöchentlich statt-
fand, wurde zum Lieblings(unter-) projekt aller Teilnehmer im 
Projekt. 
 
Aber auch die „ernsthafteren“ Themen kamen nicht zu kurz: 
das Mädchenhaus aus Kiel besuchte die Teilnehmer und disku-
tierte mit ihnen über Rollenbilder und Zwangsverheiratung. 

Der lokale Handwerkerbetrieb Thullesen berichtete den Teilnehmern was ein Arbeitgeber 
sich von seinen Auszubildenden wünscht und wie eine gute Bewerbung auszusehen hat.  
 
Gemeinsam wurde auch eine Ausbildungsmesse in Neumünster besucht, dort Kontakte 
geknüpft und Bewerbungen verteilt. Diese ständigen Anreize und Veranstaltungen sind 
für die Teilnehmer sehr wichtig, da sie oft „schulmüde“ sind und neuen Input brauchen, 
um nicht ihre Motivation zu verlieren. 
 
Für das letzte Projektjahr ist noch eine Wanderausstellung geplant, die mit den Teilneh-
mern zusammen erstellt wird. Außerdem soll aus den Ergebnissen des Theaterprojekts 
ein Kurzfilm entstehen. Im Sommer machen wir mit den Teilnehmern eine Wattwande-
rung, eine Aufgabe besteht darin, dass die Teilnehmer den Ausflug aktiv mitplanen und 
z.B. Zugverbindungen selber heraussuchen müssen. 
 
Text/ Bilder: Sonja Lenecke 
 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
Ein enger Kooperationspartner ist das Jobcenter Neumünster, welches uns Teilnehmer 
zuweist. 
 

 
 
 

 
 
 
Das Projekt wird durch das EU Programm Xenos und aus Mitteln des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales gefördert 
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Anmeldung und Rückfragen 
 
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. 
Projekt access - Agentur zur Förderung der Bildungs- und 
Berufzugänge für Flüchtlinge und MigrantInnen in Schleswig-Holstein 
 
Oldenburger Straße 25, 24143 Kiel 
0431 / 20 50 95 24 
Mail: access@frsh.de 
www.access-frsh.de 
Anmeldeschluss ist der 23.05.2011. 
 
 
 
 

 
Arbeitskraftmangel, was tun? 
 
Informationsveranstaltung Zu Berufszugang, Anerkennung von aus-
ländischen Abschlüssen und Qualifizierung von Migrantinnen und Migranten 
 
 
“Wir können es uns im Kontext des Fachkräftemangels nicht leisten, vorhandenes 
Potenzial nicht optimal zu nutzen. Deshalb sollen alle, die im Ausland gute 
Berufsqualifikationen erworben haben, diese auf dem deutschen Arbeitsmarkt einsetzen 
können”, betonte Anette Schavan beim Integrationsgipfel im November 2010. 
 
Die Bundesregierung hat die Problematik des Fachkräftemangels in Deutschland erkannt 
und diesen als Anlass genommen, einen Schritt für die Integration in den Arbeitsmarkt von 
qualifizierten Flüchtlingen und Migrantinnen und Migranten zu wagen. Flüchtlinge und 
Migrantinnen und Migranten erleben den Zugang zum Arbeitsmarkt oft als einen Weg 
voller Stolpersteine. Das können Probleme mit der Neuorientierung in Gesellschaft, 
strukturelle Diskriminierungen wie Aufenthalts- und Arbeitsverbot sein und nicht zuletzt 
die Nicht-Anerkennung der mitgebrachten Abschlüsse und Qualifikationen. Vor diesem 
Hintergrund fragen sich Migrantinnen und Migranten, ob ihre mitgebrachten Fähigkeiten in 
Deutschland nicht gebraucht werden. Sind Flüchtlinge, Migrantinnen und Migranten 
grundsätzlich von qualifizierter Arbeit ausgeschlossen? Welche Voraussetzungen sind 
nötig, damit Ausländerinnen und Ausländer in Deutschland arbeiten können? Wie 
funktioniert die Anerkennung von ausländischen Abschlüssen in der Praxis? Welche 
Gruppen haben einen Anspruch? Was passiert nach der Teilanerkennung? 
 
Über diese und weitere Fragen wollen wir gemeinsam mit Ihnen diskutieren und uns 
austauschen. Außerdem wollen wir einen Blick in den Entwurf zum Anerkennungsgesetz 
und in die Zukunft werfen. 
 
Hierzu möchten wir Sie herzlich einladen! 
 

Am Freitag, dem 27. Mai 2011 
von 10:00 bis 13:00 Uhr 

 
IHK Lübeck 

Raum Helsinki-Stockholm 
Fackenburger Allee 2 

23552 Lübeck 
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Programm 
 
Moderation 
Andrea Dallek, Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V – Projekt access 
 
10: 00 Uhr Grußworte 
Forum für Migrantinnen und Migranten in der 
Hansestadt Lübeck 
 
Vortrage 
 
10:15 Uhr: Arbeitsmarktzugang für AusländerInnen -Ausländerrecht und 
Arbeitserlaubnisrecht, Torsten Dohring, Büro des Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und 
Zuwanderungsfragen des Landes Schleswig-Holstein 
 
10:45 Uhr: Erfahrungen aus der Beratungspraxis, Jahan Mortezai, AWO 
IntegrationsCenter Lübeck, Migrationsberatung für Erwachsene 
 
11:00 Uhr: Anerkennung ausländischer Schul-, und Berufsabschlüsse, aktueller Stand des 
„Berufsqualifizierungsgesetz“, Farzaneh Vagdy-Vos, Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein 
e.V. – Projekt access 
 
11:45hr: Kaffeepause 
 
12: 00 Uhr: Die Praxis der (Teil-)Anerkennung von mitgebrachten Qualifikationen aus 
Sicht der Handwerkskammer Lübeck, Vorstellung des Projektes „Handwerk ist 
interkulturell“, Heidi Napflein, Handwerkskammer Lübeck 
 
12:30 Uhr: Die Praxis der (Teil-)Anerkennung von mitgebrachten Qualifikationen aus 
Sicht der Industrie- und Handelskammer Lübeck, Klaus-Dieter Schmidt, Industrie- und 
Handelskammer Lübeck 
 
13:00 Uhr: Ausklang der Veranstaltung bei Suppe und Getränken 
 
 
 
Veranstalter:  
 

• Beauftragter für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen des  
Landes Schleswig- Holstein 

• Haus der Kulturen – Interkulturelle Begegnungsstätte e.V. Lübeck 
• Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. – Projekt access – Agentur zur  

Förderung der Bildungs- und Berufszugänge für Flüchtlinge und MigrantInnen  
in Schleswig-Holstein 

• Forum für Migrantinnen und Migranten – Hansestadt Lübeck 
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Anmeldung und Information:  
Diakonisches Werk Schleswig-Holstein, Petra Clasen,  
Telefon 04331/593-243, Fax -35243, Mail: clasen@diakonie-sh.de 
 
Die Veranstaltung ist kostenfrei! Anmeldeschluss ist der 09.06.2011. 
 
 
 
 

 
Fachveranstaltung: „Wege in eine kultursensible Altenhilfe“ 
 

Ältere Menschen mit Migrationshintergrund bilden die am 
schnellsten wachsende Bevölkerungsgruppe in Deutschland, 
nutzen aber bisher die Angebote der Altenhilfe eher selten. 
Woran liegt das? Gibt es bei dieser Bevölkerungsgruppe kei-
nen Bedarf an altersgerechten, auch professionellen Hilfen? 
Werden ältere Migrantinnen und Migranten nach wie vor 
überwiegend in der Großfamilie versorgt? Oder besteht viel-
leicht auch ein Informationsdefizit verbunden mit Vorbehalten 
gegenüber einer professionellen Versorgung durch die beste-
henden Altenhilfesysteme? 

 
Ziel der Veranstaltung ist es, Wege aufzuzeigen, wie bestehende Barrieren zwischen Insti-
tutionen der Altenhilfe und zugewanderten Seniorinnen und Senioren mittels zugehender 
und partizipativer Ansätze überwunden werden können. Weiterhin soll die Frage erörtert 
werden, wie ein Dialog zwischen Migrantengruppen oder Migrantenorganisationen und den 
Diensten der Altenhilfe befördert werden kann. Die Veranstaltung richtet sich an die Fach-
öffentlichkeit und Mitarbeitenden aus Migrationsfachdiensten und Einrichtungen der Alten-
hilfe, an Migrantenorganisationen, an Politikerinnen und Politiker und andere Verantwortli-
che und Interessierte in der Stadt Neumünster.  
 
Hierzu möchten wir Sie herzlich einladen! 
 

Am Freitag, dem 16. Juni 2011 
von 13:00 bis 17:00 Uhr 

 
im Kiek In 

Gartenstraße 32 
24534 Neumünster 
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Programm: 
 
13.00 Uhr Begrüßung  Stadtrat Günther Humpe -Wasmuth 
 
13.15 Uhr Einstieg Problemaufriss, Zahlen, Daten, Fakten - Menschen mit  
               Migrationshintergrund als potenzielle Adressaten/Kunden  in Neumünster 
               Referentin: VertreterIn der LAG FW 
 
13.30 Uhr Interview „Ich hab mir das alles ganz anders vorgestellt“,  
               Dr. Cebel Kücükkaraca, TGS-H im Gespräch mit Orhan Aldemir 
 
14.00 Uhr Vortrag Kultursensibler Umgang in der Altenpflege, 
               Referentin: Özlem Ünsal, Forum für MigrantInnen der Landeshauptstadt Kiel 
 
14.30 Uhr MigrantInnen als „Neukunden“ Über Zugangsbarrieren und niedrige  
               Schwellen, Vorstellung von Best-practice-Modellen,  
               Referentin: Meltem Baskaya, Kompetenzzentrum Interkulturelle Öffnung  
               der Altenpflege, Berlin 
 
15.30 Uhr Kaffeepause 
 
16.00 Uhr Praxisbericht Erfahrungen aus der Qualifizierung von Pflegediensten in  
               Schleswig-Holstein zu Themen kulturspezifischer Pflege 
               Referentin: Dagmar Godt, Caritasverband Schleswig-Holstein 
 
17.00 Uhr Ende der Veranstaltung 
 
Moderation: Torsten Döhring, Renate Wegner  
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Weitere Informationen: 
 
Birgit Lawrenz 
Landeshauptstadt Kiel 
Referat für Migration 
Tel.: 0431/901-2430 
E-Mail: referat-migration@kiel.de 
 
 
 
 

 
Veranstaltungsnachlese  
  
Rechts – geht gar nicht! 
 
Junge Kieler Bands und Solisten werben mit Mu-
sik und Lärm für Toleranz und Respekt. „Rechts – 
geht gar nicht“ heißt die von den Mädchen- und 
Jugendtreffs der Landeshauptstadt Kiel produ-
zierte Schulhof-CD, die in den vergangenen Wo-
chen an mehreren Kieler Schulen kostenlos ver-
teilt wurde. Dabei wurden kleinere Schulhof-
Auftritte organisiert, und die Schulen versuchten, 
dieses Thema in ihren Schultag einzubeziehen. 
Die 20 Songs auf der CD beziehen Stellung ge-
gen rechtsextremes, rassistisches und anderes 
menschenverachtendes Verhalten. Von Pop und 
Rap bis Punk und Death Rock reicht die musikali-
sche Palette der CD.  
 
Live gespielt wurde die Musik auf zwei Partys in Kiel im Rahmen der internationalen Wo-
che gegen Rassismus – am 18. März in der Pumpe, ganz im Zeichen der Rockmusik, von 
Akustik bis Hardcore, und am 25. März mit Rap, Hip-Hop und Funk in der Räucherei. Da-
bei wurden die auf der CD vertretenen Bands und Solisten von Kieler und Hamburger 
Szene-Größen wie Rumba Santa, Schall & Rauch oder Bo Flower unterstützt.  
 
Die zirka 1.300 Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die die beiden Konzerte insge-
samt besuchten, setzten damit gemeinsam mit den Künstlerinnen und Künstlern ein Zei-
chen gegen Rechtsextremismus und Rassismus. Das Ziel, mit der CD und den Konzerten 
gerade junge Menschen ohne erhobenen Zeigefinger anzusprechen, ist damit erreicht 
worden, konnten die Veranstalter nach den Konzerten feststellen. Zu den Veranstaltern 
gehörten das Referat für Migration und die Projektgruppe der Mädchen- und Jugendtreffs 
der Landeshauptstadt Kiel, das Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus Schleswig-
Holstein, der Beauftragte für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen des Landes 
Schleswig-Holstein, das Kieler Forum für Migrantinnen und Migranten, der AWO-
Kreisverband Kiel, die Pumpe und die Räucherei. Finanziell unterstützt wurden die Veran-
staltungen außerdem vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
dem Programm „Kiel in Aktion“ und dem Thomsen-Werbemittelvertrieb. 
 
Die Songs der CD „Rechts – geht gar nicht!“ können aus dem Internet heruntergeladen 
werden unter www.myspace.com/rechtsgehtgarnicht.  
 
 
Text: Birgit Lawrenz 
Bild: A. Schwede 
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Ratgeber zur Anerkennung ausländischer Lehrqualifikation in  
Schleswig-Holstein in fünf Sprachen erschienen 
 

Hochqualifizierte Zuwanderinnen und Zuwanderer haben immer wieder Probleme, ihre 
ausländischen Qualifikationen anerkennen zu lassen. Sie arbeiten häufig in Tätigkeitsbe-
reichen, für die sie eigentlich überqualifiziert sind. 
 
Im Zuge der interkulturellen Öffnung von Schulen werden Lehrkräfte mit Migrationshin-
tergrund gesucht. Da die Tätigkeit der Lehrkräfte zu den reglementierten Berufen gehört, 
muss eine Anerkennung durch die zuständige Behörde vorliegen. Dies ist leider nur in 
wenigen Fällen zu erreichen. 
 
Diese Problematik wird ausführlich im aktuellen Handbuch zur Situation der Lehrkräfte in 
Deutschland und Schleswig-Holstein, zur Situation der Lehrkräfte mit Migrationshinter-
grund und zu den Prinzipien der Anerkennung ausländischer Qualifikationen in Deutsch-
land behandelt. Anhand von Fallbeispielen werden die Anerkennungsverfahren in Schles-
wig-Holstein für EU-Bürgerinnen und EU-Bürger, für Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedler und für Personen aus Drittstaaten sehr eindrücklich geschildert.  
 
Diese Bestandsaufnahme ist von Juila Lembke erarbeitet worden und wird vom Projekt 
access im Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. herausgegeben.  

Bestellungen werden gern entgegen genommen: 

Projekt access 
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. 
Oldenburger Str. 25 
24143 Kiel  
 
In elektronischer Fassung liegt der Leitfaden in deutscher, englischer, türkischer, russi-
scher und persischer Sprache zum Download unter:  
http://access-frsh.de/hauptmenu/bildungsangebote/anerkennung0.html#c406 bereit. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Text: Andrea Dallek 
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein,  

Projekt access 
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Generation Zukunft entwickelt Ideen für Einwanderungsgesellschaft 
 
Jetzt bewerben! 

Mit dem Projekt Generation Zukunft laden das Bundesministerium des Innern und die 
Bertelsmann Stiftung junge Menschen ein, gemeinsam Ideen über das zukünftige Zu-
sammenleben in einer Einwanderungsgesellschaft zu entwickeln.  

Alle 20- bis 30-Jährigen mit und ohne Migrationshintergrund können sich auf dem Online-
Portal www.unsere-generation-zukunft.de um die Teilnahme an der Veranstaltung „Jun-
ges Forum“ am 15. und 16. September 2011 in Berlin bewerben. Ziel dieser Veranstal-
tung ist es, Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich Vorschläge für eine bessere Integ-
ration zu präsentieren. Im Vorfeld diskutieren die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
Veranstaltung ihre Ideen online miteinander. 

Die Initiative wendet sich an junge Menschen im Alter zwischen 20 und 30, da bei ihnen 
Vielfalt schon Alltag ist. In dieser Generation hat in Deutschland durchschnittlich jeder 
vierte einen Migrationshintergrund, während das bei den Älteren nur auf etwa jeden fünf-
ten zutrifft In größeren Städten sind es bereits 40 bis 50 Prozent der jungen Menschen, 
die selbst und deren Vater oder Mutter im Ausland geboren wurden. Ziel des „Jungen 
Forums“ ist es, Ideen zu entwickeln, wie wir in Deutschland zu einer „Wir-Gesellschaft“ 
kommen. Im Fokus der Diskussionen stehen Themen, die mit Vielfalt und Zuwanderung 
verbunden sind: Aufstiegschancen, Bildung, Arbeitsmarkt. Wohnen und Gesundheit, sozi-
ale Gerechtigkeit und die Zukunft der Demokratie. 

Die Online Plattform ist ab dem 1.April unter: www.unsere-generation-zukunft.de zu er-
reichen. 
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Noch bis 21. April Zeit, um sich in diesem Jahr für eine Förderung durch 
die „Ich kann was!“-Initiative der Deutschen Telekom zu bewerben.  
 
Die diesjährige Ausschreibung der „Ich kann was!“-Initiative hat das Thema gerechte 
Gesellschaft als Schwerpunkt. Kinder und Jugendliche sind darauf angewiesen, sich in 
heterogenen Gruppen gut zurecht zu finden und mit Unterschieden umzugehen. Für die 
Entwicklung persönlicher Zukunftschancen sind Empathie- und Konfliktfähigkeit zentrale 
Kompetenzen. Ob nun ein Filmprojekt, das sich mit Ausgrenzungserfahrungen auseinan-
dersetzt, ein interkulturelles Theaterstück oder ein Workshop zu gewaltfreier Kommuni-
kation – besondere Beachtung finden in diesem Jahr solche Projekte, die ein respektvol-
les und tolerantes Miteinander fördern.  
 
Die „Ich kann was!“-Initiative fördert Projekte und Einrichtungen der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit, die sich an Kinder und Jugendliche zwischen neun und 14 Jahren richten. 
Besonderes Augenmerk liegt dabei auf Einrichtungen in mittelbarer oder unmittelbarer 
Nähe von sozialen Brennpunkten. Jährlich werden 50 bis 100 Projekte und Einrichtungen 
gefördert, die gezielt auf die Weiterentwicklung von Schlüsselkompetenzen der Kinder 
und Jugendlichen ausgerichtet sind. Die Fördersumme orientiert sich jeweils am individu-
ellen Projektbedarf, die maximale Förderhöhe beträgt 15.000 Euro. 
 
Weitere Informationen zu den Zielen der Initiative sowie den Förderkriterien, die Ihnen 
als Orientierung für eine erfolgreiche Bewerbung dienen können, finden Sie in unserer 
Ausschreibungsbroschüre und auf der Internet-Seite www.initiative-ich-kann-was.de. 
Hier können Sie sich auch direkt online bewerben. Das für die Online-Bewerbung benötig-
te Passwort wird Ihnen unmittelbar nach der Registrierung an die von Ihnen angegebene 
E-Mail-Adresse zugesandt. Wir würden uns sehr freuen, wenn möglichst viele Einrichtun-
gen die Chance einer Bewerbung nutzen, um eigene Kompetenz fördernde Projekte und 
Aktivitäten durchzuführen.  
 
Für alle Fragen rund um Ihre Bewerbung erreichen Sie uns kostenlos unter 0800 181 
2486. Oder schicken Sie uns einfach eine Mail an info@initiative-ich-kann-was.de. Wir 
helfen Ihnen gerne weiter.  
  
  
Weitere Informationen und Fragen an: 
Projektbüro „Ich kann was!“-Initiative  
Postfach 2000  
53105 Bonn  
Tel.: 0800 181 2486  
Web: www.initiative-ich-kann-was.de  
Email: info@initiative-ich-kann-was.de        
  
 

39

http://www.initiative-ich-kann-was.de/
mailto:info@initiative-ich-kann-was.de
http://www.initiative-ich-kann-was.de/
mailto:info@initiative-ich-kann-was.de


Editorial 

 

  
 
 
            Impressum 

 

Newsletter »Migration und Integration« April 2011  

 
 
Herausgeber: 
Ministerium für Justiz,  
Gleichstellung und Integration  
des Landes Schleswig-Holstein 
Lorentzendamm 35 
24103 Kiel 
 
Verantwortlich: 
Ingo Röske-Wagner – II 442 -  
Telefon: 0431 – 988 2117 
Mail: Ingo.Roeske-Wagner@jumi.landsh.de 
 
Die Landesregierung im Internet unter: 
www.landesregierung.schleswig-
holstein.de 
 
Dieser elektronische Newsletter wird im 
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der 
schleswig-holsteinischen Landesregie-
rung herausgegeben. Er darf weder von 
Parteien, noch von Personen, die Wahl-
werbung oder Wahlhilfe betreiben, im 
Wahlkampf verwendet werden. 
 
Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer be-
vorstehenden Wahl darf der Newsletter 
nicht in einer Weise verwendet werden, 
die als Parteinahme der Landesregierung 
zugunsten einzelner Gruppen verstanden 
werden könnte. Den Parteien ist es ge-
stattet, diesen Newsletter zur Unterrich-
tung seiner eigenen Mitglieder zu ver-
wenden.  
 
Es wird keine Gewähr für Richtigkeit, 
Aktualität und Vollständigkeit der bereit-
gestellten Informationen übernommen. 
Dies gilt auch für den Inhalt der angege-
benen Internet-Seiten. 
 
 
Bilder auf der Seite 1 
© Dieter Schütz / PIXELIO  
© Stephanie Hofschlaeger / PIXELIO  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Redaktion nimmt auch Ihre Beiträge 
über landesweit interessierende Projekte 
zur Integration von Migrantinnen und 
Migranten gerne entgegen. 
 
Die Redaktion behält sich Kürzungen vor. 
Bitte senden Sie Ihre Texte per Mail an: 
Ingo.Roeske-Wagner@jumi.landsh.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 

Die nächste Ausgabe erscheint im Juli 2011.  
 
Redaktionsschluss: 30. Juni 2011. 
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